
Heyer, Gerd; Koch, Susanne; Stephan, Gesine; Wolff, Joachim

Article

Evaluation der aktiven Arbeitsmarktpolitik: Ein
Sachstandsbericht für die Instrumentenreform 2011

Journal for Labour Market Research

Provided in Cooperation with:
Institute for Employment Research (IAB)

Suggested Citation: Heyer, Gerd; Koch, Susanne; Stephan, Gesine; Wolff, Joachim (2012) : Evaluation
der aktiven Arbeitsmarktpolitik: Ein Sachstandsbericht für die Instrumentenreform 2011, Journal for
Labour Market Research, ISSN 2510-5027, Springer, Heidelberg, Vol. 45, Iss. 1, pp. 41-62,
https://doi.org/10.1007/s12651-012-0099-5

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/158769

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s12651-012-0099-5%0A
https://hdl.handle.net/10419/158769
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZAF (2012) 45:41–62
DOI 10.1007/s12651-012-0099-5

R E S E A R C H A RT I C L E

Evaluation der aktiven Arbeitsmarktpolitik:
Ein Sachstandsbericht für die Instrumentenreform 2011

Gerd Heyer · Susanne Koch · Gesine Stephan ·
Joachim Wolff

Angenommen: 21. September 2011 / Online publiziert: 19. Januar 2012
© Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2012

Zusammenfassung Der Beitrag gibt einen ergebnisorien-
tierten Überblick über den Stand der Evaluation der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik in Deutschland. Die Befunde wei-
sen überwiegend darauf hin, dass die meisten Maßnahmen
bzw. Instrumente (als solche werden Maßnahmen bezeich-
net, die auf der Grundlage einer gesetzlichen Normierung
erbracht werden), die Beschäftigungschancen zumindest bei
bestimmten Personengruppen steigern können. Verbesse-
rungspotenzial besteht vor allem bei der zielgenauen Aus-
wahl der Teilnehmer, die durch bestimmte Instrumente ge-
fördert werden. Im Einzelnen lässt sich festhalten: Zur Un-
terstützung des Vermittlungsprozesses an Dritte überwiese-
ne Personen waren später kaum häufiger beschäftigt als je-
ne, die durch die Arbeitsagentur betreut wurden. Bestimm-
te Gruppen von Arbeitslosen konnten aber von der Über-
weisung profitieren. Etwas besser sind die Ergebnisse beim
Vermittlungsgutschein. Eingliederungszuschüsse, betrieb-
liche Trainingsmaßnahmen und die Gründungsförderung
haben besonders positive Effekte auf die Beschäftigungs-
chancen der Geförderten. Grundsätzlich besteht allerdings
bei allen Maßnahmen, die mit einer Beschäftigungsaufnah-
me einhergehen, ein Risiko von Mitnahme-, Substitutions-
und Verdrängungseffekten. Berufliche Weiterbildung und
nicht-betriebliche Trainingsmaßnahmen erhöhen ebenfalls
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die Chancen auf eine reguläre Beschäftigung, allerdings
häufig erst mit Zeitverzögerung. Beschäftigungsmaßnah-
men verbessern die Integrationschancen bei arbeitsmarkt-
fernen Gruppen. Für Personen, die dem Arbeitsmarkt näher
stehen, können sie schädlich sein. Bei Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen tragen sie nicht zum Ziel einer Integration
in den Arbeits- und Ausbildungsmarkt bei.

Schlüsselwörter Evaluation der aktiven
Arbeitsmarktpolitik · Instrumentenreform · Maßnahmen
zur Verbesserung der Eingliederungschancen ·
Beschäftigungsförderung auf dem ersten Arbeitsmarkt ·
Öffentlich geförderte Beschäftigung

JEL Klassifikationen J68 · J64 · J65

Evaluation of active labor market programs:
a summary of recent results for the German program
reform 2011

1 Einleitung

Politik und Arbeitsverwaltung stehen vor einem schwieri-
gen Balanceakt: Um die Ziele der Arbeitsförderung (SGB
III) und der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) zu
erfüllen, sollen sie einerseits Mittel wirksam und wirtschaft-
lich einsetzen und zur optimalen Allokation der Produkti-
onsfaktoren beitragen. Andererseits dürfen sie aber auch den
sozialpolitischen Auftrag nicht vernachlässigen, der darauf
abzielt, mithilfe arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen Nach-
teile auszugleichen und die Arbeitsmarktchancen bestimm-
ter Personengruppen zu verbessern. Eine Weiterentwicklung
der aktiven Arbeitsmarktpolitik setzt ihre Bewertung und
damit die Kenntnis ihrer Leistungsfähigkeit voraus. Konkret
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bedeutet dies die Generierung von detailliertem Wissen zur
Effektivität und Effizienz der Instrumente und Programme.
Der vorliegende Beitrag basiert auf dem „Sachstandsbericht
der Evaluation der Instrumente“, den das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (BMAS) Anfang 2011 veröffent-
lichte. Er stellt die Arbeitsmarktinstrumente des SGB III und
II umfassend auf den Prüfstand. Die Befunde bildeten eine
der Grundlagen für den Gesetzgebungsprozess zur Reform
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente im Jahr 2011, dem
der Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur
Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt
(Deutscher Bundestag 2011) zugrunde lag.

Arbeitsmarktpolitik unterscheidet sich von anderen Po-
litikfeldern durch eine außerordentlich hohe Gestaltungs-
dynamik. Rechtliche und institutionelle Rahmenbedingun-
gen sowie deren Ausfüllung durch die Praxis unterliegen
seit vielen Jahren vor dem Hintergrund struktureller Anpas-
sungsprozesse in Wirtschaft und Gesellschaft einem bestän-
digen Wandel. Arbeitsmarktpolitik ist inzwischen als „ler-
nendes“ Politikfeld mit einem intensiven Diskurs zwischen
Politik und Wissenschaft auf der Grundlage einer umfas-
senden Evaluationskultur aufgestellt. Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung ist eine gesetzlich verankerte Daueraufgabe,
die weit mehr umfasst als die Wirkungsforschung zu arbeits-
marktpolitischen Instrumenten. Auf der Grundlage gesetzli-
cher Regelungen – heute § 282 SGB III und § 55 SGB II –
kommt dieser insbesondere seit den späten 1990er Jahren
ein besonderes Gewicht zu. Beträchtliche Fortschritte bei
den Datengrundlagen und methodischem Know-how haben
dazu beigetragen, dass inzwischen für alle wichtigen Instru-
mentengruppen belastbare Ergebnisse (in der Regel bezogen
auf den Indikator Eingliederung in ungeförderte Beschäfti-
gung) vorliegen. Bekannteste und mit Abstand bislang vom
inhaltlichen Umfang und der finanziellen Ausstattung her
umfangreichste Projekte in der deutschen Arbeitsmarktfor-
schung sind die „Hartz-Evaluation“ und die Wirkungsfor-
schung zur Experimentierklausel nach § 6c SGB II.

Wissenschaftliche Evaluation braucht Zeit und Daten.
Deshalb liegt der Betrachtungszeitraum der hier diskutier-
ten Studien zumeist mehrere Jahre zurück. Insbesondere in
den Jahren seit 2001 ist zudem eine so hohe „Reformge-
schwindigkeit“ zu verzeichnen, dass Untersuchungen sich
nicht selten auf Instrumente beziehen, die inzwischen Ver-
änderungen erfahren haben. Da bei zentralen und erfolgrei-
chen Instrumenten zumeist aber die Grundstrukturen erhal-
ten bleiben, sind die Informationsverluste hinnehmbar und
ist die Einbeziehung älterer Untersuchungen zweckmäßig.
Nicht nur die Instrumente unterliegen einer hohen Verän-
derungsdynamik; gleiches gilt für den institutionellen Rah-
men. Dies betrifft vor allem die mit der Zusammenlegung
der Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur Grundsicherung für
Arbeitsuchende verbundenen tief greifenden Veränderun-
gen. Bis auf wenige Ausnahmen erstrecken sich Aussagen

zu den Wirkungen der Instrumente im Bereich der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende nur auf die früheren ARGEn
und die getrennte Aufgabenwahrnehmung.

Dieser Beitrag präsentiert einen kompakten Überblick
über Evaluationsergebnisse zu zentralen Instrumenten der
deutschen aktiven Arbeitsmarktpolitik. Umfassende frühe-
re Überblicke geben z.B. Deutscher Bundestag (2006) und
Bernhard et al. (2009). Im Anschluss an eine kurze Darstel-
lung der Evaluationsmethoden gliedert sich der Bericht nach
typischen Interventionssituationen: Maßnahmen zur Verbes-
serung der Eingliederungschancen (vermittlungsunterstüt-
zende Dienstleistungen durch Dritte, kurze Maßnahmen zur
Aktivierung und Eingliederung sowie Maßnahmen der Fort-
und Weiterbildung), Maßnahmen zur Beschäftigungsförde-
rung auf dem ersten Arbeitsmarkt (Lohnkostenzuschüsse
und Gründungsförderung), Beschäftigung schaffende Maß-
nahmen (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Arbeitsgelegen-
heiten und Beschäftigungszuschuss). Der Schwerpunkt liegt
dabei auf der Wirkung auf die individuellen Wiedereinglie-
derungschancen der Geförderten. Da zu Maßnahmen der
beruflichen Rehabilitation und zu Jugendlichen sowie zum
Kommunalkombi zwar Evaluationsprojekte laufen, bisher
aber kaum bzw. nur vorläufige kausale Befunde vorliegen,
wurden diese Instrumente in den folgenden Überblick nicht
aufgenommen. Aus Platzgründen werden zudem Ergebnisse
zu wenig genutzten Instrumenten wie der Entgeltsicherung
nicht dargestellt.

2 Methoden

Seit mehreren Jahren ist es Standard in der Arbeitsmarkt-
forschung – und das gilt insbesondere bei Wirkungs- und
Kausalitätsanalysen – einen multidisziplinären Ansatz zu
wählen und umzusetzen. Konkret bedeutet dies, dass spezi-
fische Methoden der qualitativen empirischen Wirtschafts-
und Sozialforschung (wie z.B. Implementationsanalysen)
mit umfangreichen deskriptiven Auswertungen sowie öko-
nometrischen Analysen (zur Aufdeckung kausaler Zusam-
menhänge) kombiniert werden. Ein anspruchsvolles Evalua-
tionskonzept sieht dabei gezielte Verschränkungen der un-
terschiedlichen Ansätze vor, um tiefer gehende Erkenntnis-
gewinne zu erzielen und Rückkopplungsschleifen im Sinne
einer Qualitätssicherung der erzielten Ergebnisse zu ermög-
lichen.

Die folgende Darstellung konzentriert sich auf quantitati-
ve Wirkungsanalysen auf der Mikroebene; auf Befunde von
Implementationsstudien wird nur vereinzelt eingegangen.
Zentrales Erkenntnisinteresse von Implementationsstudien
ist die Klärung bzw. Berücksichtigung der vielfältigen Inter-
dependenzen von institutionellen Rahmenbedingungen, or-
ganisatorischen Strukturen und der Prozesse der Leistungs-
erbringung.
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Für quantitative Analysen ist es erforderlich, eine Defi-
nition von Messkonzepten und Kriterien vorzunehmen. Als
Ergebnisvariable zur Beschreibung des Maßnahmenerfolgs
wird überwiegend der Status „in ungeförderter Beschäfti-
gung“ zu einem bestimmten Stichtag für die Geförderten
und eine geeignete Vergleichsgruppe ausgewertet. Verschie-
dene Studien werten allerdings auch die kumulierten Ta-
ge in Beschäftigung im Untersuchungszeitraum, den Stich-
tagsverbleib bzw. die kumulierten Tage in Arbeitslosigkeit,
die Austrittswahrscheinlichkeit aus Arbeitslosigkeit, die un-
unterbrochene Dauer der neuen Beschäftigungsverhältnisse
oder aber die später erzielten Löhne aus. Aussagen zur Be-
schäftigungsfähigkeit und zur sozialen Teilhabe erfordern
regelmäßig deutlich mehr Daten und basieren bisher auf we-
nig erprobten und deshalb weniger robusten Konzepten.

Kerninhalt der Wirkungsanalysen ist die Ermittlung der
Wirkungen eines spezifischen Instrumenteneinsatzes für den
Durchschnitt der Geförderten oder bestimmte Personen-
gruppen in einem bestimmten Zeitraum. Um die Wirkung
ausgewählter Arbeitsmarktinstrumente zu ermitteln, erfolgt
regelmäßig ein Vergleich der Geförderten mit ähnlichen Ar-
beitslosen, die im untersuchten Eintrittszeitraum nicht in
eine Förderung eingetreten sind. Die nachträgliche Aus-
wahl einer adäquaten Vergleichsgruppe geschieht in der
Praxis vor allem über statistische Matching-Methoden, mit
deren Hilfe sogenannte „statistische Zwillinge“ der Teil-
nehmer bestimmt werden. Um entsprechende Berechnun-
gen bzw. Schätzungen durchführen zu können, sind eva-
luationsgeeignete Daten erforderlich. Datengrundlage sind
vor allem administrative Datensätze der Bundesagentur für
Arbeit (BA) bzw. der Grundsicherungsstellen, die das In-
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) als
Forschungsdaten aufbereitet und für den jeweiligen For-
schungszweck unter Wahrung des Sozialdatenschutzes zur
Verfügung stellt.

Die meisten Forschungsprojekte untersuchen die Wir-
kungen über einen eher kurzen Zeitraum; dies ist zumeist
darauf zurückzuführen, dass häufig bereits nach einer ver-
gleichsweise kurzen Zeitspanne nach der Einführung oder
Modifikation eines Instruments Aussagen zur Wirksamkeit
vorliegen sollen. Eine besondere Bedeutung hat der soge-
nannte Einbindungseffekt (Lock-in-Effekt): Geförderte Per-
sonen reduzieren während der Teilnahme die Suchintensität
nach einem neuen Arbeitsplatz. Konkret bedeutet dies, dass
während der Maßnahmendauer die Suchaktivitäten und da-
mit Chancen, eine ungeförderte Tätigkeit aufzunehmen, bei
den Personen, die nicht an der jeweiligen Maßnahme teil-
nehmen, größer sind. Dies ist z.B. bei der Teilnahme an einer
beruflichen Fortbildungsmaßnahme aber akzeptabel, wenn
als Ziel der Förderung nach dem Erwerb eines Bildungszer-
tifikats eine neue berufliche Orientierung ansteht.

Bisher liegen wenig Makrostudien und kaum Analy-
sen der Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes vor. Makro-

ökonometrische Studien prüfen, wie sich die regionale Ar-
beitsmarktsituation – z.B. die Neueinstellungen – insge-
samt verändert, wenn der regionale Maßnahmenumfang
oder die regional eingesetzten Aufwendungen für Maßnah-
men variiert werden (s. Bernhard et al. 2009 für weitere
Details). Hier wird tatsächlich ein Nettoeffekt ermittelt, da
auch die Wirkungen arbeitsmarkpolitischer Maßnahmen auf
Nicht-Teilnehmer berücksichtigt werden. Kosten-Nutzen-
Analysen können auf verschiedenen Ebenen ansetzen; sie
stellen den ermittelten Wirkungen des Instrumenteneinsat-
zes auf individueller bzw. gesamtwirtschaftlicher Ebene die
individuellen bzw. gesamtwirtschaftlichen Kosten des Maß-
nahmeneinsatzes gegenüber.

3 Maßnahmen zur Verbesserung der
Eingliederungschancen: Vermittlung durch Dritte,
Training und Weiterbildung

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Eingliederungschan-
cen, zu denen solche Wirkungsergebnisse vorliegen, lassen
sich in drei Gruppen einteilen: Vermittlungsunterstützen-
de Dienstleistungen durch Dritte über einen Vermittlungs-
gutschein oder durch Überweisung, kurze Maßnahmen, die
auf Eignungsfeststellungen oder kleine zusätzliche Qualifi-
zierungsbestandteile zielen, und Maßnahmen der Fort- und
Weiterbildung, bei denen umfangreichere Qualifikationen
erworben werden.

3.1 Vermittlungsgutschein

Mit dem Vermittlungsgutschein nach § 421g SGB III kön-
nen Arbeitsuchende eigenständig einen privaten Vermittler
beauftragen. Er wurde im Jahr 2002 noch vor den eigent-
lichen Hartz-Reformen zunächst probeweise in den arbeits-
marktpolitischen Instrumentenkasten aufgenommen. Wäh-
rend für Arbeitslose im SGB III derzeit nach sechs Wo-
chen Arbeitslosigkeit ein Rechtsanspruch auf einen Vermitt-
lungsgutschein besteht, ist er für die Leistungsempfänger
im SGB II lediglich eine Ermessensleistung. Betrachtet man
nur die Zahl der eingelösten Vermittlungsgutscheine, so ist
das Instrument – auch gemessen an anderen Möglichkeiten,
private Dritte in die Vermittlung einzubeziehen – quantitativ
von eher geringer Bedeutung.

Der Vermittlungsgutschein war Gegenstand zweier Eva-
luationsstudien sowie einer aktuellen Studie, die Ausgabe
und Einlösung untersuchte.

• Die Einführungsphase des Instruments evaluierte ein vom
IAB in Auftrag gegebenes Forschungsprojekt zur Ver-
mittlung, das auch die Vermittlung durch Dritte in den
Blick nahm (Dann et al. 2005; Heinze et al. 2005; Hu-
jer und Zeiss 2005b; Hujer et al. 2006a; Kruppe 2006;
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Pfeiffer und Winterhager 2006a, 2006b, 2006c; Winterha-
ger et al. 2006). Die Forscher schätzten die Nettowirkun-
gen des Bezugs des Vermittlungsgutscheins auf die Wahr-
scheinlichkeit, ungefördert beschäftigt zu sein. Hierfür
wurden die Bezieher des Gutscheins mit ähnlichen Nicht-
Beziehern verglichen; der Beobachtungszeitraum umfass-
te 12 Monate nach Ausgabe des Gutscheins. Ergänzend
wurden Implementationsstudien sowie eine makroökono-
mische Wirkungsanalyse durchgeführt und die Wirkung
des Vermittlungsgutscheins mit der einer Beauftragung
Dritter durch die Agenturen für Arbeit verglichen.

• Das Modul 1a der Hartz-Evaluation (WZB/infas 2005,
2006) analysierte die Wirkung der Ausgabe des Vermitt-
lungsgutscheins auf den Übergang in Beschäftigung am
regulären Arbeitsmarkt. Hier wurde zwischen ungeför-
derter und geförderter Beschäftigung differenziert. Ge-
messen wurde jeweils vier Monate nach Ausgabe des
Gutscheins.

• Eine neuere Studie aus dem IAB (Bernhard und Kruppe
2010b) betrachtet den Verbleib von Personen im SGB III
und im SGB II, die im ersten Halbjahr 2007 einen Ver-
mittlungsgutschein erhalten haben. Hier steht allerdings
nicht die Frage nach den Nettoeffekten im Vordergrund,
sondern die Forscher werteten aus, von welchen individu-
ellen Merkmalen der Erhalt, die Einlösung und die erfolg-
reiche Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses mit
und ohne Gutscheineinlösung abhingen.

Insgesamt wird dem Vermittlungsgutschein für Ausgaben
im Zeitraum 2003 bis 2005 in Evaluationszeiträumen von
bis zu 12 Monaten sowohl von dem oben zitierten frühen
IAB-Projekt als auch in der Hartz-Evaluation eine tenden-
ziell positive Wirkung auf die Beschäftigungschancen be-
scheinigt. So wurden pro 100 an Arbeitsuchende ausgegebe-
ne Gutscheine rund fünf bis sechs Vermittlungen aufgrund
des Instrumenteneinsatzes (also zusätzlich) erzielt. Aller-
dings waren über einen Vermittlungsgutschein begonnene
Beschäftigungsverhältnisse im Durchschnitt kürzer als an-
dere, was auf mögliche Mitnahmeeffekte hindeuten könnte.
Bei einer Befragung von Arbeitslosen, deren Vermittlungs-
gutscheine eingelöst wurden, gab im Jahr 2004 jede fünfte
Person an, dass sie den Arbeitsplatz selbst gefunden habe (s.
hierzu auch Autorengemeinschaft sinus München 2006: 79).

Eine Auswertung nach unterschiedlichen Personengrup-
pen zeigte zudem, dass die ursprüngliche Differenzierung
der Vermittlungsprämien nach Arbeitslosigkeitsdauer ihr
Ziel nicht erreichen konnte (Pfeiffer et al. 2006, 102): Ob-
wohl Personen, die mindestens neun Monate arbeitslos wa-
ren, einen Gutschein im Wert von 2.500 Euro bekamen,
konnten sie weniger vom Vermittlungsgutschein profitieren
als kürzere Zeit arbeitslose Personen mit weniger hoch do-
tierten Gutscheinen. Männer profitierten nach beiden Studi-
en etwas stärker vom Vermittlungsgutschein als Frauen; hin-
sichtlich der Effekte für verschiedene Altersgruppen kom-
men die Studien zu unterschiedlichen Ergebnissen. Auf der

Makroebene ließ sich kein Effekt des regionalen Einsatzes
von Vermittlungsgutscheinen auf die regionalen Stellenbe-
setzungserfolge nachweisen (Hujer et al. 2006a). Die im
Rahmen der Projekte durchgeführten Implementationsstudi-
en weisen darauf hin, dass Qualität und Erfolge der einzel-
nen Anbieter (trotz Qualitäts-Mindeststandards, die mit den
Verbänden der Branche verabschiedet wurden) nicht trans-
parent sind.

Die oben erwähnte aktuellste Studie zu Gutscheinaus-
gaben in den Jahren 2004 bis 2007 (Bernhard und Krup-
pe 2010b) untersucht den Einlösungsprozess der Gutschei-
ne sowie den Verbleib der Gutscheininhaber. Im Ergebnis
zeigt sich, dass Gutscheine eher an Arbeitslose mit a priori
besseren Beschäftigungschancen ausgegeben wurden. Diese
Positivauswahl hat sich zwischen 2004 und 2007 verstärkt.
Ostdeutsche Arbeitslose haben eine höhere Wahrscheinlich-
keit als westdeutsche, sowohl einen Vermittlungsgutschein
zu erhalten, als auch eine Beschäftigung mit Einlösung des
Gutscheins anzutreten. Arbeitslosengeld-II-Empfänger lö-
sen Gutscheine mit einer ähnlichen Wahrscheinlichkeit wie
andere Arbeitslose ein. Sie bleiben nach der Einlösung je-
doch mit geringerer Wahrscheinlichkeit für mindestens ein
halbes Jahr beschäftigt.

3.2 Reine Vermittlungsmaßnahmen zur Aktivierung und
beruflichen Eingliederung

Neben der Ausgabe eines Vermittlungsgutscheins besteht
seit 2002 eine weitere Möglichkeit der Einbeziehung priva-
ter Dienstleister in die Vermittlungsaktivitäten darin, Drit-
te im Wege der öffentlichen Ausschreibung zu beauftra-
gen. Für Arbeitslosengeld-II-Empfänger sind von Dritten er-
brachte Vermittlungsdienstleistungen Ermessensdienstleis-
tungen. Alle anderen Arbeitslosen können nach einem hal-
ben Jahr Arbeitslosigkeit die zeitweise Überweisung zu
einem externen Vermittlungsdienstleister einfordern. Wett-
bewerblich vergebene Vermittlungsdienstleistungen zielen
entweder auf den unmittelbaren Übergang in Beschäftigung,
oder nur mittelbar, indem zunächst Beschäftigungsfähigkeit
aufgebaut werden soll. Entsprechend dieser Ziele können
entweder Teilaufgaben der Vermittlung oder die gesamte
Vermittlung an Dritte vergeben werden. Bis Ende 2007 war
dies über zwei sehr ähnliche Instrumente möglich: Die Be-
auftragung Dritter mit der Vermittlung (§ 37 SGB III) und
die Beauftragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnah-
men (§ 421i SGB III). Nachdem sich beide Instrumente in
ihrer Ausgestaltung bis zum Jahr 2007 stark einander ange-
nähert hatten, wurde die Beauftragung von Trägern mit Ein-
gliederungsmaßnahmen ab 2008 nicht mehr verlängert; seit
2009 erfolgt die Beauftragung Dritter im Rahmen des § 46
SGB III.

Zur Beauftragung Dritter liegen Ergebnisse aus drei Wir-
kungsstudien vor:
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• In dem oben schon beschriebenen, vom IAB in Auftrag
gegebenen Forschungsprojekt zur Vermittlung wird die
Beauftragung Dritter mit der gesamten Vermittlung nach
§ 37 SGB III untersucht. Ermittelt wurden die Nettowir-
kungen der Maßnahme auf die Wahrscheinlichkeit, un-
gefördert beschäftigt zu sein, im Vergleich zu ähnlichen
Nicht-Geförderten bis zu neun Monate nach Maßnahmen-
beginn (Kruppe 2006; Pfeiffer und Winterhager 2006b;
Winterhager 2006a, 2006b). Eine Makroanalyse unter-
sucht die Effekte regionaler Zuweisungen auf die Stellen-
besetzungsprozesse im Jahr 2004 (Hujer et al. 2006a).

• Im Rahmen des Moduls 1a der Hartz-Evaluation (WZB/
infas 2005, 2006) wurde die Wirkung der Beauftragung
Dritter mit der gesamten Vermittlung (§ 37 SGB III) wie
auch die Beauftragung von Trägern mit Eingliederungs-
maßnahmen (§ 421i SGB III) untersucht. Gemessen wur-
de der Effekt auf ungeförderte und geförderte Beschäfti-
gung jeweils vier Monate nach Zuweisung.

• Bernhard und Wolff (2008a, 2008b) untersuchten die Wir-
kungen der Beauftragungen Dritter mit der gesamten Ver-
mittlung auf die Chancen einer ungeförderten sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung für Arbeitslosengeld-
II-Bezieher, die zu Beginn des Jahres 2005 an die Dritten
überwiesen wurden.

Die beiden erstgenannten Studien zeigen, dass die Beauf-
tragung Dritter mit der gesamten Vermittlung die Beschäf-
tigungschancen der Geförderten kaum bzw. nur für Teil-
gruppen verbessert: In den Untersuchungszeiträumen (2003
bis 2005) verschlechtern sich die Eingliederungschancen
der Überwiesenen zunächst gegenüber der Vergleichsgrup-
pe sogar. Allerdings verschwinden die Unterschiede zwi-
schen den Überwiesenen und der Vergleichsgruppe bis zum
Ende des Untersuchungszeitraumes von maximal neun Mo-
naten. Nur in Westdeutschland waren bei Frauen, Älteren
und Jüngeren durch die Einschaltung eines Dritten mittel-
fristig bis zu drei Prozentpunkte der Überwiesenen mehr in
Beschäftigung als in der Vergleichsgruppe. Im Rahmen der
Hartz-Evaluation ließ sich für die Beauftragung von Trä-
gern mit Eingliederungsmaßnahmen kein Effekt auf die In-
tegrationschancen nachweisen. Auf der Makroebene zeigten
sich ebenfalls keine statistisch gesicherten langfristigen Wir-
kungen einer Veränderung der Intensität der Beauftragun-
gen Dritter mit der gesamten Vermittlung auf die regionalen
Stellenbesetzungsprozesse (Hujer et al. 2006a). Die Beauf-
tragungen Dritter mit Teilaufgaben der Vermittlung vermin-
derte in Ostdeutschland die regionalen Übergänge aus Ar-
beitslosigkeit in Erwerbstätigkeit sogar leicht.

Ein ähnliches Bild findet sich auch im Rechtskreis des
SGB II (Bernhard und Wolff 2008a, 2008b): Ein Vergleich
der zu Beginn des Jahres 2005 überwiesenen Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger mit ähnlichen Arbeitsuchenden, die je-
doch bei der öffentlichen Arbeitsvermittlung geblieben sind,

zeigt: Für bestimmte Teilnehmergruppen führt die Überwei-
sung zu privaten Vermittlungsdienstleistern zu höheren Ein-
gliederungschancen als ohne die Überweisung. Zum Teil
profitieren eher schwer vermittelbare Personengruppen von
der Überweisung zu einem Dritten. Die Eingliederungsef-
fekte sind jedoch nicht besonders hoch. Die Chance, 20 Mo-
nate nach Maßnahmenbeginn ungefördert sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt zu sein, wurde durch die Maßnah-
menteilnahme für die eben genannten Gruppen bis zu 5 Pro-
zentpunkte erhöht. Generell ließ sich allerdings nicht nach-
weisen, dass die Teilnahme auch wirksam zur Vermeidung
von Arbeitslosengeld-II-Bezug beiträgt.

Ein direkter Vergleich der beiden Varianten der Einschal-
tung Dritter weist schließlich auf einen leichten Wirkungs-
vorteil des Vermittlungsgutscheins gegenüber der Überwei-
sung zu einem privaten Dienstleister über § 37 SGB III
hin: Inhaber eines Vermittlungsgutscheins hatten mit drei
bis fünf Prozentpunkten höherer Wahrscheinlichkeit eine re-
guläre Beschäftigung aufgenommen (Winterhager 2006c).
Dies gilt für ausgegebene Gutscheine, Überweisungen zu
Dritten im ersten Halbjahr 2004 und für einen Zeitraum von
bis zu sechs Monaten nach Erhalt des Gutscheins.

3.3 Kurze Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen
Eingliederung

Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen waren
früher in den §§ 48–52 SGB III geregelt; seit 2009 kön-
nen Maßnahmen mit ähnlicher Zielsetzung über § 46 SGB
III gefördert werden. Ziel von Trainingsmaßnahmen ist es,
den Teilnehmenden durch Bewerbungstraining und kurz-
er Qualifizierung die Integration in ungeförderte Beschäf-
tigung zu erleichtern. Es handelt sich in der Regel um kurze
Maßnahmen mit einer maximalen Dauer von zwölf Wochen.
Zum einen gibt es Bewerbungstrainings; diese recht kurzen
Kurse werden jedoch auch dazu genutzt, die Verfügbarkeit
von Arbeitslosen zu überprüfen. Weiterhin verfolgen Trai-
ningsmaßnahmen sowohl das Ziel der Eignungsfeststellung
als auch der Kenntnisvermittlung. Diese Kurse dauern bis
zu acht Wochen. Werden sie als Maßnahmenkombination
durchgeführt, können sie auch bis zu zwölf Wochen dau-
ern. Trainingsmaßnahmen können bei einem Bildungsträger
als schulische Maßnahme oder in Betrieben, wo sie eher als
Einzelmaßnahme durchgeführt werden, stattfinden. In Be-
trieben finden vor allem Maßnahmen zur Eignungsfeststel-
lung sowie zur Vermittlung von Kenntnissen statt.

Zu den Wirkungen von Trainingsmaßnahmen liegen ei-
ne ganze Reihe von Studien aus der jüngeren Vergangen-
heit vor, die sich in Design und analysiertem Zeitraum un-
terscheiden:

• Eine erste Gruppe von Studien ermittelt die Wirkungen
von Trainingsmaßnahmen insgesamt auf den Verbleib in
ungeförderter Beschäftigung, d.h. ohne Differenzierung
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der einzelnen Maßnahmevarianten. Biewen et al. (2007),
Hujer et al. (2006c), Lechner und Wunsch (2006), Osi-
kominu (2009) sowie Wunsch und Lechner (2008) unter-
suchen Maßnahmen in Westdeutschland für Eintrittsko-
horten zwischen 1999 und 2002 auf Basis von Vergleichs-
gruppenansätzen bzw. unter Anwendung ereignisanalyti-
scher Verfahren.

• Stephan (2008) sowie Stephan und Pahnke (2011) dif-
ferenzieren in ihren Analysen, die sich auf den Recht-
kreis SGB III beziehen, zwischen betrieblichen und nicht-
betrieblichen Trainingsmaßnahmen. Untersucht werden
mittels Vergleichsgruppenansätzen Maßnahmenzugänge
im März 2003; Ergebnisvariablen sind der Verbleib bzw.
die kumulierten Tage in Beschäftigung.

• Noch genauer nach Maßnahmenarten und -inhalten diffe-
renzieren IAB-Studien für Arbeitslosengeld-II-Bezieher
von Wolff und Jozwiak (2007), Jozwiak und Wolff
(2007), Hartig et al. (2008), Kopf (2009) sowie Kopf und
Wolff (2009). Auf Basis von Vergleichsgruppenansätzen
werden die Effekte hinsichtlich ungeförderter Beschäfti-
gung und Überwindung des ALG-II-Bezugs für eine Ein-
trittskohorte im ersten Quartal 2005 untersucht.

• Im Rahmen der Evaluation der Experimentierklausel nach
dem damaligen § 6c SGB II wurden die Trainingsmaß-
nahmen ebenfalls ohne Differenzierung analysiert. Das
Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) et
al. (2008) beziehen auf Basis von Befragungsdaten zuge-
lassene kommunale Träger mit ein und untersuchen Zu-
gänge in Trainingsmaßnahmen im November und De-
zember des Jahres 2006.

Die oben zitierten Studien zum Zugangszeitraum 1999 bis
2002, die nicht zwischen den Maßnahmenarten differenzie-
ren, finden überwiegend schwach positive Effekte der För-
derung durch Trainingsmaßnahmen. Weitere Studien zeigen
jedoch, dass sich die Wirkungen der Maßnahmevarianten
erheblich unterscheiden können, da der Kontakt zu einem
Arbeitgeber auch ausschlaggebend für die Übernahme eines
Teilnehmers in ein Beschäftigungsverhältnis sein kann. Im
Rechtskreis SGB III zeigen die Studien, dass von den Teil-
nehmenden an Trainingsmaßnahmen zur Vermittlung von
Kenntnissen, die in Betrieben durchgeführt wurden, 3 1

2 Jah-
re nach einem Maßnahmenbeginn im März 2003 15 Pro-
zentpunkte mehr beschäftigt waren als die Mitglieder ei-
ner nicht oder später geförderten Vergleichsgruppe; kumu-
liert über den Beobachtungszeitraum waren sie gut 200 Ta-
ge mehr in Beschäftigung (Stephan und Pahnke 2011). Für
Teilnehmende an nichtbetrieblich durchgeführten Trainings-
maßnahmen zur Vermittlung von Kenntnissen sind nach 3 1

2
Jahren leicht positive Fördereffekte in einer Größenordnung
von 5 Prozentpunkten festzustellen.

Die Ergebnisse zu den Trainingsmaßnahmen im Rechts-
kreis SGB II sprechen dafür, dass auch hier positive Ein-
gliederungswirkungen vorliegen, allerdings ist die Wirkung

auf die Überwindung des Leistungsbezugs nach der Studie
von ZEW et al. (2008), die nicht zwischen unterschiedli-
chen Maßnahmevarianten differenziert, insignifikant. Nach
den Ergebnissen des IAB führt die Teilnahme an betrieb-
lichen Trainingsmaßnahmen rasch zu deutlich positiven
Eingliederungswirkungen, die in der Größenordnung von
bis zu 20 Prozentpunkten gegenüber vergleichbaren Nicht-
Geförderten liegen, bei ähnlichen Wirkungen bezüglich der
Vermeidung von Arbeitslosengeld-II-Bezug (Wolff und Jo-
zwiak 2007). Die insgesamt deutlichen Eingliederungswir-
kungen der betrieblichen Trainingsmaßnahmen auf die Teil-
nehmenden könnten aber auch zu einem guten Teil Folge
von Mitnahmeeffekten der Betriebe sein. Für schulische
Trainingsmaßnahmen weist das IAB ebenfalls positive, aber
mit nur bis zu 3 Prozentpunkten deutlich geringere Einglie-
derungswirkungen nach. Zudem leistet die Teilnahme an
schulischen Trainingsmaßnahmen keinen Beitrag zur Ver-
meidung des Arbeitslosengeld-II-Bezugs.

Untersucht man die Wirkungen der Trainingsmaßnah-
men differenziert nach Alter, Migrationsstatus und Dauer
der Erwerbslosigkeit der Teilnehmenden sowie nach der lo-
kalen Arbeitsmarktlage, so zeigt sich, dass die Eingliede-
rungswirkungen beider Arten von Trainingsmaßnahmen für
Jugendliche und junge Erwachsene in der Regel um eini-
ge Prozentpunkte geringer sind als für Teilnehmende ab 25
Jahren (Wolff und Jozwiak 2007; Jozwiak und Wolff 2007).
Eine weitere Studie (Hartig et al. 2008) wertet mit der glei-
chen Datengrundlage die Trainingsmaßnahmenwirkungen
für unter-25-jährige Teilnehmende detaillierter nach Schul-
abschluss, Berufserfahrung und Nationalität aus. Sie findet
aber keine gesicherten Hinweise auf unterschiedliche Wir-
kungen zwischen den betrachteten Teilnehmergruppen.

Zwei der oben genannten Studien des IAB (Kopf 2009;
Kopf und Wolff 2009) differenzieren Trainingsmaßnahmen
im SGB II noch stärker und analysieren die Wirkungen un-
terschiedlicher Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaß-
nahmen. Sie unterscheiden zwischen vier schulischen Trai-
ningsmaßnahmen: Bewerbungstraining, Eignungsfeststel-
lung, Kenntnisvermittlung und Maßnahmenkombinationen.
Des Weiteren betrachten sie zwei Formen von betrieblichen
Trainingsmaßnahmen: Eignungsfeststellung und Kenntnis-
vermittlung/Maßnahmenkombinationen. Wiederum wurden
Arbeitslosengeld-II-Bezieher, die zu Beginn des Jahres 2005
in die Maßnahme eingetreten sind, untersucht. Allerdings
lag ein längerer Beobachtungszeitraum vor, so dass Be-
schäftigungswirkungen der Teilnahmen für bis zu 28 Mona-
te nach Maßnahmeneintritt untersucht wurden. Die Resulta-
te zu den Wirkungen der beiden betrieblichen Trainings-
maßnahmen unterscheiden sich kaum und bestätigen die
oben zitierten Befunde. Bei schulischen Trainingsmaßnah-
men zeigen sich einige Unterschiede. So werden für Teil-
nehmende an Kenntnisvermittlungen mit 3 bis knapp 4,5
Prozentpunkten nach 28 Monaten die höchsten Eingliede-
rungswirkungen erzielt, gefolgt von Eignungsfeststellungen
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und Maßnahmenkombinationen. Bewerbungstraining wirkt
sich allerdings für geraume Zeit nachteilig auf die Einglie-
derung in ungeförderte sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung aus. Gegen Ende des Beobachtungszeitraums
sind dann keinerlei statistisch gesicherte Wirkungen von Be-
werbungstrainings nachweisbar.

3.4 Berufliche Weiterbildung für Arbeitslose

Maßnahmen zur Förderung beruflicher Weiterbildung
(§ 77 ff. SGB III) lassen sich grob unterteilen in a) beruf-
liche Weiterbildungen mit einem Abschluss in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf und b) sonstige Maßnahmen zur
Qualifikationserweiterung. Unter die letzte Kategorie fal-
len beispielsweise das Nachholen einer Abschlussprüfung,
berufsbezogene übergreifende Weiterbildungen, berufliche
Aufstiegsweiterbildungen und Qualifizierungen in Übungs-
firmen oder Übungswerkstätten.

Auf der Mikroebene hat eine Vielzahl von Studien die
Wirkung der Teilnahme an geförderten beruflichen Weiter-
bildungsmaßnahmen analysiert. Einen aktuellen Überblick,
der auch Weiterbildungsmaßnahmen für Beschäftigte, Ju-
gendliche und Rehabilitanden umfasst, geben Deeke et al.
(2011).

• Die langfristigen Wirkungen der Teilnahme an Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen (FuU), die in den
Jahren 1993 und 1994 begannen, untersuchte ein Koope-
rationsprojekt der Universitäten St. Gallen und Frankfurt
sowie des IAB (Lechner et al. 2007, 2011; Fitzenberger
et al. 2008; Fitzenberger und Speckesser 2007; Fitzen-
berger und Völter 2007). 1998 wurden diese Maßnah-
men durch die Kategorie „Förderung beruflicher Weiter-
bildung“ (FbW) abgelöst. Lechner und Wunsch (2009a,
2009b) analysieren Eintritte aus dem Zeitraum 1986 bis
1995, um die Konjunkturabhängigkeit der Wirkung zu er-
mitteln.

• Geförderte Weiterbildungsteilnehmer, die in den Jahren
1999 bis 2002 in Arbeitslosigkeit eingetreten waren, be-
trachten Lechner und Wunsch (2006), Wunsch und Lech-
ner (2008), Biewen et al. (2007), Fitzenberger et al.
(2009), Osikominu (2009), Fitzenberger et al. (2010), Hu-
jer et al. (2006b). Verschiedene Studien, die aus der Hartz-
Evaluation entstanden sind (Institut zur Zukunft der Ar-
beit (IZA) et al. 2006; Rinne et al. 2011; Schneider und
Uhlendorff 2006) beziehen sich ebenfalls auf diesen Zeit-
raum. Bei diesen Beiträgen sind die Beobachtungszeiträu-
me mit 24 bis 30 Monaten deutlich kürzer. Kluve et al.
(2007) konzentrieren sich auf die Frage, wie die Wirkung
von Maßnahmeteilnahmen mit der Dauer von Maßnah-
men variiert. Paul (2010) untersucht speziell die Gruppe
der Abbrecher. Paul (2010) und Fitzenberger et al. (2010)
nutzen dabei Panel-Schätzverfahren, die ansonsten unbe-
obachtbare Selektionseffekte berücksichtigen.

• Im Zuge der Hartz-Reformen wurde im Jahr 2003 von
der Zuweisung in Maßnahmen zur Förderung beruflicher
Weiterbildung auf die Ausgabe von Bildungsgutschei-
nen umgestellt, mit denen potentielle Teilnehmer selbst
einen Bildungsträger auswählen. Im Rahmen der Hartz-
Evaluation wurden Eintritte bis 2004 untersucht (IZA et
al. 2006; Bonin und Schneider 2006; Schneider und Uh-
lendorff 2006). Zudem haben Stephan (2008) und Ste-
phan und Pahnke (2011) Maßnahmeneintritte aus dem
Jahr 2003 ausgewertet. Selektivitäten beim Ausgabe- und
Einlösungsprozess selbst analysiert Kruppe (2009).

• Die Wirkung der Teilnahme an Weiterbildungsmaßnah-
men für Arbeitslosengeld-II-Empfänger, die zwischen Fe-
bruar und April 2005 in Maßnahmen zur Förderung be-
ruflicher Weiterbildung eingetreten sind, schätzt die Stu-
die von Bernhard und Kruppe (2010a).

Analysen der Maßnahmeneintritte in den Jahren 1993 und
1994 zeigten, dass die Wiedereingliederungschancen in so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung bei Teilnehmen-
den an FuU durch die Förderung in Beobachtungszeitraum
(von bis zu acht Jahren nach Förderbeginn) überwiegend
stiegen. Positive Effekte auf die Beschäftigungsquoten – von
bis zu 20 Prozentpunkten – fanden sich in Westdeutschland
insbesondere bei Maßnahmen mit einem Abschluss in einem
anerkannten Ausbildungsberuf. Die kumulierten Beschäfti-
gungseffekte fallen bei letzteren – aufgrund der langen Ein-
bindungseffekte – allerdings dennoch negativ aus, während
sie bei berufsbezogener übergreifender Weiterbildung posi-
tiv sind. Bereits diese erste Kohorte von Studien verdeut-
licht, dass die geschätzten Effekte nach Maßnahmenvarian-
te und Merkmalen der Teilnehmenden erheblich differieren.
Eine Auswertung von Fördereintritten seit Mitte der 80er
Jahre zeigt zudem, dass die Förderung die Beschäftigungs-
chancen und das monatliche Einkommen umso stärker be-
einflusste, desto höher die Arbeitslosigkeit zum Zeitpunkt
des Förderbeginns war.

Bei Studien für den Eintrittszeitraum 1999 bis 2002 und
Verbleibszeiträumen von zwei bis drei Jahren ab Förderbe-
ginn, die auf einem Vergleichsgruppenansatz beruhen, sind
die Ergebnisse nicht so eindeutig: Lechner und Wunsch fin-
den in ihren oben zitierten Analysen keine positiven Effek-
te der Maßnahmen auf die Beschäftigungschancen der Ge-
förderten. Fitzenberger und Koautoren hingegen weisen für
Fördereintritte positive Beschäftigungswirkungen von Wei-
terbildungsmaßnahmen kurzer und mittlerer Dauer nur für
ausgewählte Beschäftigtengruppen nach, die zum Teil bis zu
10 Prozentpunkte erreichen. Dagegen wurden im Rahmen
der Hartz-Evaluation positive Effekte in einer Größenord-
nung von 5 bis 10 Prozentpunkten auf die Beschäftigungs-
chancen aller untersuchten Gruppen festgestellt. Zudem lie-
ßen sich bei den Geförderten leicht positive Lohneffekte
feststellen. Eine Rolle für Unterschiede in den Ergebnissen
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könnte dabei das jeweils verwendete Vergleichsgruppenkon-
zept spielen.

Insgesamt bestätigt jedoch auch diese Kohorte von Bei-
trägen, dass die Untersuchungsergebnisse nach Fördervari-
anten und Teilnehmergruppen recht unterschiedlich ausfal-
len. Eine weitere Studie des IZA (Kluve et al. 2007) kommt
ergänzend zu dem Befund, dass die Beschäftigungswirkung
geförderter Weiterbildungsmaßnahmen bis zu einer Maß-
nahmendauer von 100 Tagen steigt, dann aber nicht weiter
zunimmt. Die oben genannte aktuelle Analyse der Universi-
tät Freiburg (Fitzenberger et al. 2010), die auch unbeobacht-
bare Selektionseffekte berücksichtigt, ermittelt für berufsbe-
zogene übergreifende Weiterbildung 2 1

2 Jahre nach Förder-
beginn – je nach Untersuchungsgruppe – sogar Beschäfti-
gungseffekte von 10 bis 20 Prozentpunkten, die für Frauen
höher als für Männer und für West- höher als für Ostdeutsch-
land ausfallen. Diese Ergebnisse weisen darauf hin, dass die
üblichen Vergleichsgruppenansätze – bei denen ein Förde-
reintritt in einem bestimmten Zeitraum mit keinem Förder-
eintritt in diesem Zeitraum verglichen wird – die Förderef-
fekte im Vergleich zu einer Nicht-Teilnahme um etwa ein
Drittel unterschätzen könnten.

Die erwähnte Abbrecherstudie (Paul 2010) zeigt für den
genannten Zeitraum, dass etwa ein Fünftel der Teilnehmer
eine Weiterbildungsmaßnahme vorzeitig beendet. Weniger
als die Hälfte der Abbrecher nehmen innerhalb eines Mo-
nats eine Erwerbstätigkeit auf. Die Wahrscheinlichkeit ei-
nes Abbruchs einer Umschulungsmaßnahme oder berufsbe-
zogenen übergreifenden Weiterbildung ist bei Personen oh-
ne oder mit vergleichsweise niedrigem Schulabschluss etwa
20 Prozent höher. Eine Wirkungsanalyse zeigt dann aller-
dings, dass ein Abbruch – im Vergleich zum Abschluss ei-
ner Maßnahme – die Beschäftigungschancen der Teilnehmer
im Durchschnitt weder verbessert noch verschlechtert. Eine
mögliche Deutung ist, dass Personen nur so lange an Maß-
nahmen teilnehmen, wie dies für sie positive Effekte hat.

Ergebnisse der Hartz-Evaluation weisen darauf hin, dass
sich durch die Hartz-Reformen seit 2003 die Effektivität
der Maßnahmen leicht erhöht hat. Dies dürfte in erster Li-
nie auf eine durchschnittliche Verkürzung der Maßnahmen
und den damit einhergehenden geringeren Einbindungsef-
fekt zurückzuführen sein. Allerdings zeigten Auswertungen
des IAB auch, dass die Ausgabe von Bildungsgutscheinen
selektiv erfolgt – so erhalten z.B. Personen ohne schulischen
und beruflichen Abschluss einen solchen Bildungsgutschein
seltener. Darüber hinaus lösten diese Personengruppen den
Gutschein mit geringerer Wahrscheinlichkeit ein und nah-
men entsprechend seltener tatsächlich an einer Maßnahme
teil. Insgesamt sprechen die Befunde dafür, bei Personen
mit deutlichen Vermittlungshemmnissen von Gutscheinlö-
sungen eher abzusehen. Da diese mit der Auswahl eines
Maßnahmeträgers teilweise überfordert sind, verstärkt der
Bildungsgutschein die Selektion wettbewerbsstärkerer Ar-
beitsloser in Bildungsmaßnahmen.

Für Arbeitslosengeld-II-Empfänger stellte das IAB – mit
einem Vergleichsgruppenansatz und bezogen auf die Wahr-
scheinlichkeit der Aufnahme einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung – nach etwa 2 1

2 Jahren schließlich
positive Förderwirkungen von bis zu 10 Prozentpunkten fest
(Bernhard und Kruppe 2010a). Dabei profitierten arbeits-
marktferne Gruppen, Migranten, Ältere sowie beruflich be-
reits qualifizierte Weiterbildungsteilnehmer und Männer in
stärkerem Ausmaß von der Teilnahme als die anderen Grup-
pen.

Zum Teil kommen dieselben Studien, die positive Be-
schäftigungseffekte feststellen, zu dem Ergebnis, dass die
untersuchten Weiterbildungsmaßnahmen nicht zur Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit beigetragen haben. Dieser auf
den ersten Blick paradoxe Befund lässt sich dadurch erklä-
ren, dass Erwerbspersonen sich nicht nur in Arbeitslosig-
keit, in Maßnahmen (einschließlich geförderter Beschäfti-
gung) oder in ungeförderter Beschäftigung befinden kön-
nen, sondern auch einen anderen Status am Arbeitsmarkt
inne haben können, der in den Prozessdaten nicht erfasst
ist. Hierzu zählt erstens die Stille Reserve im eigentlichen
Sinne, die aus Personen gebildet wird, die zwar nicht aktiv
nach Arbeit suchen und deshalb auch nicht arbeitslos ge-
meldet sind, bei passenden Rahmenbedingungen aber eine
Arbeit aufnehmen würden. Zweitens fehlen in den Prozess-
daten Personen, die in den Ruhestand eintreten, sich selb-
ständig machen oder verbeamtet werden. Den Unterschied
zwischen der Förderwirkung zur Vermeidung von Arbeits-
losigkeit und der Förderwirkung auf den Eintritt in sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung kann man deshalb so
interpretieren, dass ein geringerer Anteil der Geförderten als
der Vergleichspersonen in einen dieser nicht erfassten Sta-
tus gewechselt ist. Vermutlich wurden durch die Weiterbil-
dungsmaßnahmen zumindest zum Teil Personen im Arbeits-
markt gehalten, die sonst in die Nicht-Erwerbstätigkeit ab-
gewandert wären.

4 Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung auf dem
ersten Arbeitsmarkt: Lohnkostenzuschüsse und
Gründungsförderung

Zu den beschäftigungsbegleitenden Maßnahmen zählen un-
terschiedliche Varianten von Lohnkostenzuschüssen sowie
der Gründungsförderung. Die folgende Darstellung be-
schränkt sich auf die stärker genutzten Varianten. Nach den
mikroökonometrischen Wirkungsstudien sind die Beschäf-
tigung begleitenden Maßnahmen als die „erfolgreichsten“
Instrumente einzuschätzen. Im Vergleich zu nicht geförder-
ten, ansonsten ähnlichen Arbeitslosen sind die Beschäfti-
gungsquoten bei mit Eingliederungszuschüssen geförderten
Personen drei Jahre nach Förderbeginn – je nach Personen-
gruppe – regelmäßig 20 bis 40 Prozentpunkte höher. Bei
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der Gründungsförderung war der Anteil der Geförderten in
Selbständigkeit oder abhängiger Beschäftigung wird eine
entsprechende Wirkung noch fünf Jahre nach Förderbeginn
ermittelt. Dennoch ist bei dem Einsatz dieser Maßnahmen
Vorsicht geboten. Insbesondere die Frage von Mitnahme-
und Substitutionseffekten ist noch nicht hinreichend geklärt.

4.1 Eingliederungszuschüsse

Eingliederungszuschüsse sind Leistungen an den Arbeitge-
ber für die Einstellung bestimmter Arbeitsuchender – und
damit an diese Personen gebunden. Indem sie temporär die
Kosten der Beschäftigung von als weniger leistungsfähig
eingeschätzten arbeitslosen Menschen senken, sollen sie de-
ren Arbeitsmarktchancen verbessern. Bei der Hauptvariante,
dem Eingliederungszuschuss bei Vermittlungshemmnissen
(§§ 217–221 SGB III), beträgt der Höchstfördersatz 50 Pro-
zent des Arbeitsentgelts, die Höchstförderdauer 12 Monate.
In den letzten Jahren wurden zudem (teils zeitlich befristet)
ein separater Eingliederungszuschuss für Ältere ab 50 Jah-
ren, ein Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer,
ein Qualifizierungszuschuss für Jüngere unter 25 Jahren so-
wie ein Eingliederungsgutschein eingeführt. Der Eingliede-
rungsgutschein als besondere Variante ist eine Gutschein-
lösung, die der Arbeitslose zu Selbstvermarktungszwecken
bei der Arbeitssuche einsetzen kann.

Zu den Eingliederungszuschüssen liegt inzwischen eine
Anzahl von Studien vor, die die Arbeitsmarktchancen der
Geförderten meist mit denen ähnlicher Arbeitsloser oder
aber mit denen ähnlicher Beschäftigter vergleichen.

• Die ersten Studien zur Wirksamkeit der Förderung mit
Eingliederungszuschüssen im Jahr 1999 erarbeitete Jae-
nichen (2002, 2005). Die Vergleichsgruppe setzt sich hier
aus ähnlichen, aber ungeförderten Arbeitslosen zusam-
men.

• Aktualisiert wurden diese Befunde durch Analysen des
IAB im Rahmen der „Evaluation der Maßnahmen zur
Umsetzung der Vorschläge der Hartz-Kommission“
(ZEW et al. 2005, 2006; Bernhard et al. 2006, 2007;
Heinemann et al. 2006; Jaenichen und Stephan 2011).
Weiterhin untersuchte das ZEW im Rahmen der Hartz-
Evaluation den Effekt gesetzlicher Änderungen der För-
derbedingungen auf die Einstellungschancen anspruchs-
berechtigter Personen (ZEW et al. 2006; Boockmann et
al. 2007).

• Weiterer wichtiger Bestandteil der Hartz-Evaluation zu
den Eingliederungszuschüssen war eine Implementati-
onsstudie des Instituts Arbeit und Technik – IAT (ZEW et
al. 2005, 2006; Brussig et al. 2008). Die Ergebnisse stim-
men in vielen Belangen mit denen einer Untersuchung der
Einsatzbedingungen von Lohnsubventionen – zu denen
Eingliederungszuschüsse gehören – von Hartmann (2004)
überein.

• Ein Beitrag des IAB (Bernhard et al. 2008a, 2008b) ver-
gleicht die Arbeitsmarktergebnisse, von Arbeitslosengeld-
II-Empfängern, die zwischen Februar und April 2005 mit
einem Eingliederungszuschuss gefördert wurden, mit de-
nen ähnlicher, aber ungeförderter Arbeitnehmer.

• In einigen neueren Studien hat das IAB zudem geprüft,
wie sich das Arbeitsentgelt und die Betriebszugehörig-
keitsdauern von vormals Arbeitslosen unterscheiden, die
im Jahr 2003 ein gefördertes bzw. ungefördertes Beschäf-
tigungsverhältnis aufnahmen (Ruppe 2009; Ruppe und
Stephan 2009; Stephan 2010a; Stephan 2010b).

• Eine aktuelle Implementationsstudie des Instituts Arbeit
und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg/Essen
stellt in einem Zwischenbericht erste qualitative Einschät-
zungen zu den seit den Hartz-Reformen neu eingeführten
Varianten des Eingliederungszuschusses sowie zum Ein-
gliederungsgutschein bereit (Brussig und Schwarzkopf
2011).

Für Eintritte in die Förderung im Jahr 1999 kommt ein Ver-
gleich der Geförderten mit einer Gruppe ähnlicher, aber
ungeförderter Arbeitsloser zu einer insgesamt positiven
Einschätzung. Als Beschäftigungserfolg wird eine unge-
förderte Beschäftigung nach Ablauf von Förderphase und
Nachbeschäftigungsfrist (die in der Regel der Förderdauer
entspricht) gewertet. Damit tritt anfänglich – ähnlich wie
bei Weiterbildungsmaßnahmen – ein Einbindungseffekt der
Förderung auf. Die geschätzte Förderwirkung auf die An-
teile in ungeförderter Beschäftigung liegt drei Jahre nach
Förderbeginn immer noch bei 20 bis 40 Prozentpunkten.
Die geschätzten Fördereffekte auf die Beschäftigungsquo-
ten liegen dabei deutlich über den Effekten auf die Arbeits-
losenquoten. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzufüh-
ren, dass die nicht geförderten Vergleichspersonen häufiger
als Geförderte in die Nichterwerbstätigkeit wechseln: Ein-
gliederungszuschüsse tragen damit dazu bei, dass Personen,
die sonst dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung ge-
standen hätten, weiterhin erwerbstätig sind.

Untersuchungsgegenstand der Hartz-Evaluation waren
erstens die Arbeitsmarktchancen von Personen, die in den
ersten beiden Quartalen des Jahres 2002 mit Varianten von
Eingliederungszuschüssen gefördert wurden. Dabei wurde
nach Geschlecht sowie nach Ost-/Westdeutschland differen-
ziert. Je nach untersuchter Teilgruppe waren drei Jahre nach
Förderbeginn 40 bis 70 Prozent der Geförderten regulär be-
schäftigt, während zwischen 60 und 80 Prozent weder ar-
beitslos gemeldet noch in einer Maßnahme waren. Ähnlich
zu den früheren Studien zeigte sich im Vergleich zu ähnli-
chen Personen, die nicht oder später gefördert wurden, nach
dem anfänglichen Einbindungseffekt eine deutlich positive
Förderwirkung. Diese ging aber im Zeitablauf zurück. Der
Anteil der Geförderten in sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung liegt drei Jahre nach Förderbeginn auch für die-
se Zugangskohorten 20 bis 40 Prozentpunkte über dem der
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Vergleichsgruppen. Besonders hoch fallen die geschätzten
Förderwirkungen dabei für Frauen in Ostdeutschland aus.
Auch hier sind die Effekte deutlich geringer, wenn nicht der
Verbleib in ungeförderter Beschäftigung, sondern die Ver-
meidung von Arbeitslosigkeit und weiteren Maßnahmeteil-
nahmen untersucht wird. Ganz besonders deutlich wird dies
bei der Förderung mit dem Eingliederungszuschuss für Älte-
re in Westdeutschland: Gerade die älteren Vergleichsperso-
nen nutzen Rückzugsmöglichkeiten aus dem Arbeitsmarkt
und damit auch aus der registrierten Arbeitslosigkeit.

Im Rahmen der Hartz-Evaluation wurden zweitens auch
die Auswirkungen gesetzlicher Änderungen beim Einglie-
derungszuschuss für Ältere auf die Gesamtgruppe älterer Er-
werbspersonen ausgewertet. Im Ergebnis hatten weder die
Ausweitung der Förderberechtigten für den Eingliederungs-
zuschusses für Ältere auf Personen mit einer bis halbjähri-
gen Arbeitslosigkeitsdauer im Jahr 2002 noch die Anglei-
chung der Förderbedingungen von Älteren und Jüngeren
im Jahr 2004 Auswirkungen auf die Beschäftigungschan-
cen der meisten hierdurch betroffenen älteren Personen. Le-
diglich bei betroffenen Frauen in Ostdeutschland verbesser-
ten bzw. verschlechterten sich die Beschäftigungschancen
infolge der gesetzlichen Änderungen. Allerdings betrafen
die gesetzlichen Änderungen nur eine Teilgruppe der älte-
ren Arbeitslosen bzw. bezogen sich im Wesentlichen auf die
Höchstdauer der Förderung.

Auch für den Rechtskreis SGB II fallen die Ergebnisse zu
den Geförderten ähnlich aus. Für eine Kohorte von Förder-
zugängen im Februar bis April 2005 und die häufigste För-
derdauer zeigt die oben zitierte Wirkungsanalyse des IAB:
20 Monate nach Förderbeginn waren knapp 70 Prozent der
Geförderten in regulärer Beschäftigung. In einer Vergleichs-
gruppe ähnlicher, aber ungeförderter Personen traf dies für
weniger als 30 Prozent der Beschäftigten zu – der geschätzte
Fördereffekt beträgt damit um die 40 Prozentpunkte. Ähn-
lich positiv fallen die Effekte auf die Vermeidung weite-
rer Zeiten der Arbeitslosigkeit und des Arbeitslosengeld-II-
Bezugs aus.

Wenig bekannt ist zu möglichen Mitnahme- und Substi-
tutionseffekten der Förderung. So liegt ein Mitnahmeeffekt
vor, wenn ein Betrieb genau die Person gefördert einstellt,
die er auch ohne Förderung eingestellt hätte. Ersetzen ge-
förderte Beschäftigte innerhalb eines Betriebes ungeförder-
te Arbeitnehmer, so spricht man von Substitutionseffekten.
Verdrängungseffekte von ungeförderten Beschäftigungsver-
hältnissen treten auf, falls andere vergleichbare Betriebe in-
folge der Förderung Wettbewerbsnachteile haben und we-
niger ungeförderte Personen einstellen bzw. beschäftigen.
Fallstudien aus dem Jahr 2000 (Hartmann 2004) lassen ver-
muten, dass Unternehmen Lohnsubventionen durchaus auch
zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähigkeit einsetzen. Fle-
xibilitätsbedürfnisse stehen hingegen einer Einstellung sub-
ventionierter Arbeitskräfte entgegen, da die Subventionie-

rung eine bestimmte Mindestbeschäftigungsdauer voraus-
setzt. In einer Befragung zu 3.500 subventionierten Ein-
stellungen aus dem Jahr 2000 antworteten Unternehmen –
je nach Fördervariante – in 40 bis 60 Prozent der Fälle,
dass sie mit einem Eingliederungszuschuss geförderte Per-
sonen auch ohne Zuschuss eingestellt hätten. Von den Perso-
nen, die aktiv durch die Arbeitsagentur vorgeschlagen wur-
den, wären 20 bis 30 Prozent der Geförderten auch oh-
ne diesen Zuschuss eingestellt worden. Vermittlerbefragun-
gen im Rahmen zeigen zudem, dass Betriebe bei Einstel-
lungen überwiegend konkret nach Fördermöglichkeiten für
einen bereits ausgewählten Bewerber fragen. Als wesentli-
cher Grund für die Inanspruchnahme von Eingliederungs-
zuschüssen wurden Unsicherheiten über die Produktivität
von Bewerbern genannt. Einstellungshindernis bei schwer
vermittelbaren Personen sind offenbar weniger individuelle
Produktivitätsdefizite als solche, sondern eher, dass Perso-
nengruppen wie Langzeitarbeitslosen allgemein eine gerin-
gere Produktivität zugeschrieben wird. In einer beachtlichen
Anzahl von Fällen wurde diese Einschätzung nach einer Er-
probungsphase im Betrieb revidiert.

Die oben genannten neueren Studien des IAB verglei-
chen daher die Beschäftigungschancen gefördert und unge-
fördert eingestellter Personen (für Eintritte aus Arbeitslosig-
keit in Beschäftigung im 2. Quartal 2003). Hierbei wird im-
plizit so getan, also ob die Geförderten auch ohne Förde-
rung in ein Beschäftigungsverhältnis eingemündet wären;
von Interesse ist dann der Effekt der Lohnsubvention auf
die Entlohnung und die Beschäftigungsdauer. Die Einstiegs-
löhne geförderter und ähnlicher, aber ungeförderter Arbeit-
nehmer waren – so ein zentrales Ergebnis – im Mittel etwa
gleich hoch. Nicht nur das: Im Vergleich zum letzten Ar-
beitsplatz stieg das Entgelt beider Gruppen auch in ungefähr
gleichem Ausmaß. Insgesamt waren die geförderten Perso-
nen in den 3 1

2 Jahren nach Förderbeginn allerdings durch-
schnittlich zwei (West) bis vier (Ost) Monate länger regu-
lär beschäftigt, wodurch auch ihre Gesamteinkünfte in die-
sem Zeitraum höher ausfielen. Aggregiert über den Beob-
achtungszeitraum von 3 1

2 Jahren betrugen die zusätzlichen
Einkünfte etwa 2.200 (Frauen in Westdeutschland) bis 4.900
Euro (Männer in Ostdeutschland). Geförderte Personen ver-
blieben dabei deutlich länger im Betrieb: Nach einem Jahr
bestand noch etwa die Hälfte der anfänglich geförderten,
aber nur ein Drittel der ungefördert aufgenommenen Ar-
beitsverhältnisse. Eine fiskalische Kosten-Nutzen-Analyse
kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Aufwendungen für
den Zuschuss durch höhere Einnahmen und geringere Aus-
gaben im Beobachtungszeitraum mehr als amortisiert haben
dürften. Eine ergänzende Analyse der zehn Branchen, in de-
nen im Beobachtungszeitraum die meisten Eingliederungs-
gutscheine eingesetzt wurden, zeigte, dass Zuschüsse im 2.
Quartal 2003 zahlenmäßig am häufigsten im Bausektor, bei
den weiteren wirtschaftlichen Dienstleistungen, im Einzel-
handel sowie in der Zeitarbeitsbranche eingesetzt wurden.
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Die Ergebnisse bestätigen für die meisten Branchen, dass
geförderte Arbeitnehmer bei der Einstellung ähnlich hohe
Löhne wie ihre ungefördert eingestellten Kollegen erhiel-
ten, längerfristig aber durch höhere Beschäftigungsquoten
von der Förderung profitierten.

Ergebnisse der oben zitierten aktuellen Implementations-
analyse (Brussig und Schwarzkopf 2011) weisen schließlich
darauf hin, dass die gegenwärtige Trennung zwischen ver-
schiedenen Varianten von Eingliederungszuschüssen nicht
zielführend ist. Erstens sind die Fachkräfte tendenziell da-
mit überfordert, rechtssicher die zutreffende Variante aus-
zuwählen. Zweitens kritisieren die Vermittler bei den Vari-
anten für Ältere insbesondere die Mindestförderdauern als
unangemessen lange. Drittens ist die bevorzugte Alternati-
ve zum Eingliederungsgutschein ist der Eingliederungszu-
schuss in seiner herkömmlichen Variante, der teils auch als
schriftliche Zusage auf eine Förderung mit einem Einglie-
derungszuschuss an Arbeitsuchende ausgestaltet war.

4.2 Gründungsförderung im Rechtskreis SGB III

Gründungen aus der Arbeitslosigkeit unterstützt die Arbeit-
sagentur, indem Arbeitslose in der Anlaufphase ihrer Grün-
dung eine finanzielle Förderung erhalten. Im Rechtskreis
SGB III erfolgte die Förderung bis August 2006 durch Über-
brückungsgeld und Existenzgründungschuss. Das Über-
brückungsgeld wurde im Regelfall für sechs Monate in Hö-
he der Lohnersatzleistungen gezahlt; hinzu kam ein pau-
schalierter Sozialversicherungsbeitrag. Im Jahr 2003 kam
der Existenzgründungszuschuss („Ich-AG“) als zweites In-
strument der Gründungsförderung hinzu. Der Existenzgrün-
dungszuschuss wurde für bis zu drei Jahre gezahlt; die För-
derhöhe sank (ausgehend von 600 Euro pro Monat im ersten
Förderjahr) im Zeitverlauf. Dieses Instrument war damit vor
allem für Personen mit einem geringen Arbeitslosengeldan-
spruch attraktiv. Im August 2006 wurden die beiden bisheri-
gen Instrumente durch den neu geschaffenen Gründungszu-
schuss (§ 57 SGB III) abgelöst. Die Förderung erfolgt nun
für neun Monate in Höhe des Arbeitslosengeldes, zudem
wird ein Zuschuss von monatlich 300 Euro für die soziale
Absicherung gewährt. Sie kann nach einer Erfolgsprüfung
um weitere sechs Monate verlängert werden, wobei sich der
Zuschuss dann auf 300 Euro monatlich beschränkt.

Zum Überbrückungsgeld und zum Existenzgründungs-
zuschuss liegt inzwischen eine Vielzahl von Studien vor. Sie
sind aus einer Forschungsgruppe hervorgegangen, an der das
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), das
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) sowie das
Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) beteiligt sind. Zum
Gründungszuschuss liegen derzeit noch keine Wirkungser-
gebnisse vor.

• Im Kontext der „Evaluation der Maßnahmen zur Umset-
zung der Vorschläge der Hartz-Kommission“ wurden die

Wirkungen von Überbrückungsgeld und Existenzgrün-
dungszuschuss auf die Geförderten – im Vergleich zu kei-
ner oder einer späteren Förderung – untersucht (IAB et
al. 2005, 2006; Baumgartner et al. 2006; Baumgartner
und Caliendo 2008; Caliendo et al. 2006, 2007; Calien-
do 2009; Caliendo und Kritikos 2009, 2010).

• Diese Analysen wurden nach Abschluss der Hartz-Eva-
luation fortgesetzt, um auch die längerfristigen Effekte
einer Förderung zu ermitteln (Caliendo et al. 2009, 2010;
Caliendo und Künn 2010).

Gegenstand der Studien sind Personen, die im 3. Quartal
2003 ein Unternehmen gegründet haben und dabei mit dem
Überbrückungsgeld oder dem Existenzgründungszuschuss
gefördert wurden. Jeweils etwa 3.000 Personen sowie ei-
ne Vergleichsgruppe ungeförderter Personen wurden in den
Jahren 2004, 2005 und 2008 telefonisch befragt. Die Befra-
gungen waren erforderlich, da die Prozessdaten der Bundes-
agentur für Arbeit den Verbleib in Selbständigkeit nicht ab-
bilden. Zeiten geförderter Selbständigkeit wurden im Rah-
men der Evaluation bereits als „Erfolg“ gewertet.

Im Rahmen der Hartz-Evaluation zeigte sich zunächst,
dass 28 Monate nach Förderbeginn immerhin noch um die
70 Prozent der Geförderten selbständig waren. Der An-
teil lag beim Existenzgründungszuschuss leicht höher als
beim Überbrückungsgeld (wobei bei ersterem der maxima-
le Förderzeitraum erst nach 36 Monaten endete). Der An-
teil der registrierten Arbeitslosen lag bei den Geförderten
um etwa 20 bis 30 Prozentpunkte niedriger als in der Ver-
gleichsgruppe ähnlicher, aber ungeförderter Personen. Der
Anteil in Selbständigkeit oder sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung war unter den Geförderten beim Über-
brückungsgeld etwa 30 bis 40 Prozentpunkte und beim Exis-
tenzgründungszuschuss etwa 40 bis 50 Prozentpunkte hö-
her als bei den ähnlichen, aber ungeförderten Vergleichs-
personen. Auch das Gesamteinkommen fiel bei den Grün-
dern signifikant höher aus als in den Vergleichsgruppen (ei-
ne Ausnahme sind mit dem Existenzgründungszuschuss ge-
förderte Frauen). Eine Auswertung unterschiedlicher Teil-
nehmergruppen weist dabei darauf hin, dass eine Förderung
mit dem Überbrückungsgeld oder dem Existenzgründungs-
zuschuss für ältere Männer und vormals Langzeitarbeitslose
in Westdeutschland besonders effektiv war. Eine ergänzende
Effizienzanalyse, in der die gesparte Arbeitslosenunterstüt-
zung den Programmkosten gegenübergestellt wird, kommt
zu dem Schluss, dass das Überbrückungsgeld für die Geför-
derten nicht nur effektiv, sondern für die Arbeitsverwaltung
auch monetär effizient war – die Einspareffekte lagen über
den Maßnahmenkosten. Beim Existenzgründungszuschuss
weist die Effizienzanalyse im Beobachtungszeitraum hinge-
gen auf ein geringes monetäres Defizit für die Arbeitsver-
waltung hin.

Auch auf längere Sicht ziehen die Forscher mehrheit-
lich eine positive Bilanz: Knapp 5 Jahre nach der Grün-
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dung sind – differenziert wurde nach Geschlecht und Ost-
/Westdeutschland – immer noch 55 bis 70 Prozent der vor-
mals Geförderten in Vollzeit oder Teilzeit selbständig tätig.
Etwa weitere 20 Prozent gehen inzwischen einer sozialver-
sicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit nach. Insbesondere
unter den ehemaligen Überbrückungsgeld-Gründern gaben
in den letzten beiden Jahren nur noch wenige die Selbstän-
digkeit wieder auf. Insgesamt weisen die ehemaligen Maß-
nahmeteilnehmer eine deutlich bessere Arbeitsmarktbilanz
auf als eine Vergleichsgruppe: Der Anteil in Selbständig-
keit oder sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung ist
zum Ende des Beobachtungszeitraums – je nach Untersu-
chungsgruppe – immer noch 20 bis 40 Prozentpunkte höher.
Insgesamt waren die Geförderten im Beobachtungszeitraum
16 bis 30 Monate mehr beschäftigt und 13 bis 22 Mona-
te weniger arbeitslos. Ihre monatlichen Arbeitseinkommen
waren im Schnitt 150 bis 800 Euro höher, wobei der Ef-
fekt bei den Männern deutlich stärker ausfällt. Vor allem
bei den Überbrückungsgeld-Gründungen entstand zudem ei-
ne beachtliche Anzahl zusätzlicher Arbeitsplätze für Mitar-
beiter der Gründer – je 100.000 Förderungen wurden etwa
80.000 weitere Beschäftigungsverhältnisse (in Vollzeitäqui-
valenten) geschaffen.

Einschränkend ist zu beachten, dass – ähnlich wie bei
den Eingliederungszuschüssen – zu möglichen Mitnahme-
und Substitutionseffekten der Gründungsförderung wenig
bekannt ist. Mitnahme liegt hier vor, wenn Arbeitslose auch
ohne Förderung eine Gründung vorgenommen hätten und
die Förderung ihre Erfolgschancen nicht beeinflusst hat. Ei-
ne Substitution findet statt, wenn die geförderten Gründer
andere Personen aus dem Arbeitsmarkt verdrängen. Im Rah-
men der oben erwähnten Befragungen gaben zwar etwa 75
Prozent der mit dem Überbrückungsgeld geförderten Grün-
der an, dass sie sich auch ohne Förderung selbständig ge-
macht hätten (s. hierzu auch IAB et al. 2005, Übersicht 15,
S. 391). Beim Existenzgründungszuschuss lag der entspre-
chende Anteil zwischen 60 und 70 Prozent. Zum Teil wären
die Gründungen aber später oder in geringerem Umfang er-
folgt. Selbst wenn eine bestimmte Tätigkeit auch ohne Maß-
nahme zustande gekommen wäre, kann die Förderung den-
noch bewirken, dass die zukünftige Erwerbskarriere deut-
lich stabiler verläuft als dies ohne Förderung der Fall gewe-
sen wäre.

4.3 Einstiegsgeld

Das Einstiegsgeld (§ 16b SGB II), das in ähnlicher Aus-
gestaltung bereits Bestandteil des Bundessozialhilfegesetzes
war, kann bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (SGB
II) die Aufnahme einer abhängigen Beschäftigung oder ei-
ner Selbstständigkeit durch einen zeitlich auf sechs bis 24
Monate befristeten Arbeitnehmerzuschuss fördern. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die neue Tätigkeit geeignet ist, die

Abhängigkeit von Transferleistungen auf Dauer zu verhin-
dern. Zum Einstiegsgeld zur Aufnahme einer abhängigen
Beschäftigung liegen derzeit noch keine Evaluationsbefunde
vor. Im Rechtskreis SGB II ist eine begleitende Förderung
von Gründungen ausschließlich auf Basis des Einstiegsgel-
des möglich; zudem können die Gründer Darlehen und Zu-
schüsse für die Beschaffung von Sachgütern erhalten.

Eine Wirkungsstudie zum Einstiegsgeld bei selbständiger
Tätigkeit haben Wolff und Nivorozhkin (2008) aus dem IAB
vorgelegt. Sie untersuchen mit einem Vergleichsgruppenan-
satz die Effekte von Einstiegsgeld als Gründungsförderung
für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die die Förderung erst-
mals zwischen Februar bis April 2005 erhielten. Die Ana-
lyse beschäftigt sich hauptsächlich mit den Wirkungen auf
die Vermeidung von Arbeitslosengeld-II-Bezug und von Ar-
beitslosigkeit, da in der Prozessdatengrundlage keine Infor-
mationen über ungeförderte selbständige Tätigkeiten vorlie-
gen.

Da nahezu alle Förderungen der Teilnehmer nach 18
Monaten abgeschlossen sind, sind vor allem die Wirkun-
gen mehr als 18 Monate nach Teilnahmebeginn von In-
teresse. Die Schätzergebnisse zeigen, dass die Teilnehmer
danach häufiger als die Vergleichspersonen nicht arbeits-
los und auch seltener noch auf den Bezug von Arbeitslo-
sengeld II angewiesen waren. So ist etwa 20 Monate nach
Programmstart der Anteil der (ehemaligen) Teilnehmer, die
nicht mehr auf Arbeitslosengeld II angewiesen sind, gut 10
bis 15 Prozentpunkte (je nach Personengruppe) höher als in
der Vergleichsgruppe.

5 Beschäftigung schaffende Maßnahmen:
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen,
Arbeitsgelegenheiten und Beschäftigungszuschuss

Öffentlich geförderte Beschäftigung ist nachrangig zu Be-
schäftigung, zu Ausbildung und zu anderen Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Sie ist auf Gruppen mit gerin-
gen Aussichten auf eine zügige Eingliederung in ungeför-
derte Beschäftigung zugeschnitten und kann mit einer sozi-
alpädagogischen Betreuung oder Qualifizierung verbunden
sein. Die Maßnahmen sollen die Beschäftigungsfähigkeit
benachteiligter Arbeitsloser steigern; sie können allerdings
auch auf eine Folgeförderung vorbereiten, welche dann eine
Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt beschleunigen
soll. Darüber hinaus sollen sie aber auch die soziale Teil-
habe der Geförderten verbessern, Demotivationsprozessen
entgegenwirken und die Geförderten an eine regelmäßige
Arbeit gewöhnen. Ebenso spielt die Entlastung von Teilar-
beitsmärkten mit hoher Arbeitslosigkeit eine Rolle.

Die im Folgenden genauer diskutierten Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) und Arbeitsgelegenheiten konsti-
tuieren öffentlich geförderte, befristete Beschäftigungsver-
hältnisse, die im Normalfall nicht länger als ein Jahr dauern.
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Die geförderten Tätigkeiten sollen zusätzlich und im öffent-
lichen Interesse sein (eine Ausnahme können Arbeitsgele-
genheiten in der Entgeltvariante sein). Mit dem Beschäfti-
gungszuschuss (Jobperspektive) als weiterer Maßnahme öf-
fentlich geförderter Beschäftigung können auch erwerbs-
wirtschaftliche Tätigkeiten gefördert werden. Der Beschäf-
tigungszuschuss wird zunächst für zwei Jahre gewährt, kann
aber auch entfristet werden. Zum Kommunal-Kombi wur-
den bislang keine Wirkungsanalysen veröffentlicht; das ent-
sprechende Evaluationsprojekt ist derzeit noch nicht abge-
schlossen.

5.1 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) wurden in der
Bundesrepublik Deutschland in unterschiedlicher Intensi-
tät – so insbesondere im Transformationsprozess in Ost-
deutschland – eingesetzt. Seit 2009 ist die Förderung mit
dieser Variante öffentlich geförderter Beschäftigung auf
Arbeitslosengeld-I-Bezieher beschränkt.

Zu den Arbeitsmarktwirkungen auf die Teilnehmenden
liegen inzwischen zahlreiche Befunde vor:

• Ein Forschungsprojekt zu ABM, das die Universität
Frankfurt im Auftrag des IAB durchführte, hat in Deutsch-
land in der Wirkungsforschung Standards gesetzt. Die
Forscher beobachteten Personen, die in ausgewählten
Monaten der Jahren 2000 und 2001 in die Förderung ein-
traten, über einen Zeitraum von knapp 3 Jahren (Calien-
do et al. 2004, 2005, 2008a, 2008b; Hujer und Thomsen
2010). Auch Forscher der Universität St. Gallen unter-
suchen Fördereintritte der Jahre 2000 bis 2002 (Lechner
und Wunsch 2009a, 2009b; Wunsch und Lechner 2008).

• Etwas spätere Maßnahmeneintritte aus dem März 2003
untersuchen Stephan und Pahnke (2011). Das Institut
für sozialökonomische Strukturanalysen (SÖSTRA) et al.
(2006) betrachten im Rahmen der Hartz-Evaluation fünf
Teilnehmerkohorten, die jeweils im April der Jahre 2000
bis 2004 die Förderung begonnen haben.

• Die Studie von Hohmeyer und Wolff (2010b) aus dem
IAB untersucht die ABM-Wirkungen für den Teilnehmer-
kreis der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen.

• Die Erkenntnisse zu Teilnahmewirkungen werden durch
einige Regionalstudien ergänzt (Hagen 2004; Hujer et al.
2004; Hujer und Zeiss 2003, 2005a; RWI/ISG 2006).

Die Frankfurter Studien weisen für Fördereintritte der Jah-
ren 2000 und 2001 zunächst auf hohe „Einbindungseffek-
te“ hin: Während der Förderung suchen ABM-Teilnehmer
offenbar deutlich weniger intensiv nach Erwerbsarbeit. Die
Folge sind vorübergehend weit geringere Eingliederungs-
chancen als für Vergleichspersonen. Die Effekte werden ge-
trennt für Männer und Frauen in Ost- und Westdeutsch-
land ermittelt. Dabei zeigt sich: Bei Teilnehmern in West-
deutschland ist der Anteil in ungeförderter Beschäftigung

in den ersten Monaten nach Förderbeginn zeitweise etwa
20 Prozentpunkte niedriger als in der Vergleichsgruppe. Für
ostdeutsche Geförderte sind diese Einbindungseffekte etwa
halb so hoch. Allerdings verringern sich die Unterschiede
zwischen Teilnehmer- und Vergleichsgruppe mit der Zeit.
Auch nach 35 Monaten lassen sich keine positiven Nettoein-
gliederungseffekte nachweisen. Eine Ausnahme sind Frau-
en in Westdeutschland, bei denen der Anteil in ungeför-
derter Beschäftigung rund 10 Prozentpunkte höher als bei
der Vergleichsgruppe ist. Die Befunde der St. Gallener For-
scher zu den Eingliederungswirkungen von ABM fallen so-
gar noch etwas pessimistischer aus (Lechner und Wunsch
2009a, 2009b; Wunsch und Lechner 2008).

Nach Personengruppen weiter differenzierte Auswertun-
gen der Frankfurter Wissenschaftler zeigen ferner, dass es
einige Gruppen gibt, die von der Teilnahme eher profitie-
ren als andere. Dies sind z. B Langzeitarbeitslose, Personen
mit Vermittlungshemmnissen, ältere Frauen in Westdeutsch-
land, aber auch hochqualifizierte Männer. Durch eine ABM-
Teilnahme verbesserten sich mittelfristig demnach überwie-
gend die Eingliederungschancen arbeitsmarktferner Perso-
nengruppen.

Studien für spätere Eintrittszeiträume kommen zu höchs-
tens leicht besseren Einschätzungen. Für Eintritte aus dem
März 2003 waren 3 1

2 Jahre nach Maßnahmeneintritt die
Effekte auf die Beschäftigungsquoten – differenziert nach
Dauer der Förderung – insignifikant oder in sehr geringem
Ausmaß positiv (Stephan und Pahnke 2011). Insgesamt wa-
ren die Geförderten im Beobachtungszeitraum 40 bis 50 Ta-
ge weniger ungefördert beschäftigt als die Vergleichsperso-
nen. Im Rahmen der Hartz-Evaluation verglichen die Eva-
luatoren den Anteil der Übergänge in mindestens sechs Mo-
nate andauernde Beschäftigungsverhältnisse bei Geförder-
ten und ähnlichen Vergleichspersonen. Für die Teilnehmer-
kohorten aus dem März 2000 bis 2003 werden negative,
für die Teilnehmerkohorte des Jahres 2004 hingegen positi-
ve Beschäftigungseffekte der ABM-Teilnahme ermittelt; al-
lerdings bleibt unklar, ob die Effekte statistisch signifikant
sind.

Für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die von Mai bis
Juli 2005 ihre ABM-Teilnahme begonnen haben, sehen die
Befunde optimistischer aus als die zuvor dargestellten Er-
gebnisse (Hohmeyer und Wolff 2010b). Einbindungseffek-
te kurz nach Förderbeginn sind sehr niedrig. Das liegt mit
daran, dass die Geförderten sich aus arbeitsmarktferneren
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und nicht wie in den
zuvor betrachteten Studien aus Arbeitslosen im Rechts-
kreis des SGB III zusammensetzen. Für fast alle Grup-
pen treten positive Nettobeschäftigungseffekte der ABM-
Teilnahme auf, die aber am Ende des Betrachtungszeitraums
von 36 Monaten nach Förderbeginn für Männer sehr gering
sind. Für ostdeutsche Frauen liegen sie bei rund 3 und für
westdeutsche Frauen bei mehr als 10 Prozentpunkten.
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Haupterkenntnis der oben genannten Regionalstudien ist,
dass erhöhte ABM-Förderzahlen in den untersuchten Ar-
beitsagenturbezirken nicht dazu führen, dass langfristig die
Arbeitsuchendenquote zurückgeht oder der Abgang von Ar-
beitsuchenden in ungeförderte Beschäftigung zunimmt. Die
Ergebnisse beschränken sich aber auf Zeiträume vor dem
Jahre 2005 und häufig noch die Zeit vor der Umsetzung der
Gesetze zu modernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt.

Für die Einordnung der Integrationswirkungen von ABM
sei abschließend aber noch einmal auf die Ziele verwiesen,
die mit diesem Instrument verfolgt werden: Das Ziel Inte-
gration in den ersten Arbeitsmarkt wurde – auch infolge der
ersten negativen Evaluationsergebnisse – für ABM mit dem
Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt hintenangestellt. Im Vordergrund stehen seitdem die
Schaffung von Marktersatz in problematischen Teilarbeits-
märkten und der Erhalt sowie die Verbesserung der individu-
ellen Beschäftigungsfähigkeit. Dennoch muss auch bei In-
strumenten, die nicht unmittelbar auf Integration in reguläre
Beschäftigung zielen, gesichert sein, dass sie die Beschäfti-
gungschancen der Teilnehmer nicht nachhaltig verschlech-
tern – etwa durch eine Stigmatisierung. Vor diesem Hinter-
grund stimmt es bedenklich, wenn ABM für viele Teilneh-
mergruppen signifikant negative Eingliederungswirkungen
auslösen. Der Bedeutungsverlust im SGB III ist damit rich-
tig und zwangsläufig. Auch ihre Abschaffung im Rechts-
kreis SGB II ist nachvollziehbar: Im SGB II konkurrier-
ten ABM bis Ende 2008 mit den Arbeitsgelegenheiten, die
in ihrer Mehraufwandsvariante den Eingliederungstitel der
Grundsicherungsstellen finanziell weit weniger belasten.

5.2 Arbeitsgelegenheiten

Die Förderung durch Arbeitsgelegenheiten ist seit ihrer Ein-
führung im Januar 2005 auf erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte beschränkt. Arbeitsgelegenheiten in der Mehrauf-
wandsvariante (Zusatzjobs) konstituieren ein Sozialrechts-
verhältnis, bei dem die Teilnehmer ihr Arbeitslosengeld II
und eine Mehraufwandsentschädigung von 1 bis 2 Euro pro
Stunde erhalten. Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvarian-
te hingegen fördern sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung, ohne dass in der aktuellen Ausgestaltung Beiträge in
die Arbeitslosenversicherung fließen.

Insbesondere die Teilnahmewirkungen von Zusatzjobs
wurden bereits mehrfach untersucht. Fast alle Untersuchun-
gen analysieren Prozessdaten von Jobcentern der Organisa-
tionsformen der Arbeitsgemeinschaften und getrennter Auf-
gabenwahrnehmung. Für zugelassene kommunale Träger
sowie Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante gibt es
hingegen bisher nur wenige Befunde.

• Hohmeyer und Wolff (2007, 2010a) und Wolff und Hoh-
meyer (2008) aus dem IAB analysieren eine Eintrittsko-
horte der Monate Februar bis April 2005 und verfolgen

den Verbleib über gut 1 1
2 Jahre. Da Jüngere unter 25 Jah-

ren im SGB II eine besondere Zielgruppe der Arbeits-
marktpolitik sind und sehr häufig durch Zusatzjobs geför-
dert werden, haben Wolff et al. (2010) Zusatzjobwirkun-
gen für diese Personengruppe näher untersucht. Thomsen
und Walter (2010) untersuchen Zusatzjobteilnahmen für
einen etwas späteren Zeitraum; sie betrachten die Wirkun-
gen bis zu einem Jahr nach Förderbeginn.

• Zu den Teilnahmewirkungen von Zusatzjobs liegen auch
Befunde aus dem Untersuchungsfeld 3 der Evaluation der
Experimentierklausel nach dem damaligen § 6c SGB II
vor. ZEW et al. (2008) beziehen auf Basis von Befra-
gungsdaten zugelassene kommunale Träger mit ein, um
Zugänge in Zusatzjobs im November und Dezember des
Jahres 2006 zu untersuchen.

• Hohmeyer und Wolff (2010b) evaluieren schließlich – ne-
ben der Wirkung von Zusatzjob- und ABM-Teilnahmen
– auch die Teilnahmewirkungen von Arbeitsgelegenhei-
ten in der Entgeltvariante. Betrachtet werden Zugänge
im Zeitraum Mai bis Juli 2005, der Beobachtungszeitrum
umfasst drei Jahre.

• Hohendanner (2011) betrachtet im Gegensatz zu den an-
deren Studien nicht die Teilnehmer, sondern Betriebe, die
Arbeitsgelegenheiten einsetzen. Durch den Vergleich mit
ähnlichen Betrieben, die keine Arbeitsgelegenheiten nut-
zen, sollen mögliche Substitutionseffekte der Förderung
abgeschätzt werden.

Die IAB-Forscher analysierten die Effekte von Zusatzjobs
für Frauen und Männer in Ost- und Westdeutschland und
vergleichen ihren Arbeitsmarkterfolg mit dem von ähn-
lichen, nicht-teilnehmenden erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen. Die Wirkungen werden zudem nach Alter, Nationali-
tät, Ausbildung, Arbeitsmarktlage, Zeit seit letzter Beschäf-
tigung, Teilnahmedauer und Wochenarbeitszeit während der
Teilnahme getrennt ermittelt (Hohmeyer und Wolff 2007;
Wolff und Hohmeyer 2008). Die Förderung führt den Be-
funden nach kaum zu Einbindungseffekten. Die Teilnahme
erhöht jedoch nur für bestimmte Teilnehmergruppen die Er-
folgschancen am allgemeinen Arbeitsmarkt. Dazu gehören
west- und ostdeutsche Frauen, Personen im Alter von 36
bis 50 oder 51 bis 62 Jahren, und insbesondere Personen,
die mehrere Jahre lang nicht regulär beschäftigt waren. Ihre
Chancen, einer ungeförderten Beschäftigung nachzugehen,
liegen aufgrund der Förderung 20 Monate nach Förderbe-
ginn rund 1 bis 6 Prozentpunkte höher.

Bei den jungen Männern und Frauen wurde ebenfalls
nach Geschlecht und Ost-/Westdeutschland differenziert;
weiterhin auch nach Schul- und Berufsausbildung sowie Er-
werbserfahrung. Im Ergebnis wirkt sich die Teilnahme mit-
telfristig (28 Monate nach Förderbeginn) nicht nachweisbar
auf ihren Arbeitsmarkterfolg aus (Wolff et al. 2010). Für
Teilgruppen gibt es leicht positive Eingliederungswirkun-
gen, wie für junge ostdeutsche Männer und westdeutsche
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Frauen ohne Berufsausbildung. Ihre Beschäftigungschancen
liegen 28 Monate nach Förderbeginn um 3 bis 4 Prozent-
punkte höher als für die Vergleichspersonen.

Im Rahmen der Evaluation der Experimentierklausel
wurden die zugelassenen kommunalen Träger einbezogen.
Die Evaluatoren stellen für die Teilnehmergruppe innerhalb
eines Zeitraums von etwa einem Jahr insgesamt keine statis-
tisch signifikanten Nettoeffekte der Zusatzjobs auf die Auf-
nahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
(inklusive geförderter Beschäftigung) fest. Geringfügige po-
sitive Teilnahmeeffekte von unter einem Prozentpunkt las-
sen sich für Männer, Nicht-Alleinerziehende und Geförderte
ohne Migrationshintergrund feststellen.

Wie oben erwähnt, führte das IAB weiterhin auch eine
Wirkungsanalyse für Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltva-
riante durch (Hohmeyer und Wolff 2010b). Vergleichsperso-
nen waren ähnliche arbeitslose, erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige. Beschäftigungswirkungen stellen sich bei dieser Vari-
ante demnach recht rasch ein: Häufig liegt bereits gegen En-
de des ersten Jahres nach Teilnahmebeginn der Anteil un-
gefördert Beschäftigter bei den Geförderten höher als bei
der Vergleichsgruppe ähnlicher, aber ungeförderter Perso-
nen. Zum Ende des Betrachtungszeitraums von drei Jahren
nach Förderbeginn betragen die Nettobeschäftigungseffekte
– je nach Geschlecht und Ost-/Westdeutschland – zwischen
4 und 10 Prozentpunkten.

Auf der Betriebsebene besteht schließlich das Risiko,
dass Betriebe ihre ungeförderten Beschäftigungsverhältnis-
se durch Arbeitsgelegenheiten ersetzen. Auch könnte Be-
schäftigung in Betrieben ohne Arbeitsgelegenheiten ver-
drängt werden. Deskriptive Befunde einer Sondererhebung
des IAB-Betriebspanels zeigen: Für etwa ein Fünftel der Tä-
tigkeiten war mindestens eine Berufsausbildung erforder-
lich, die Teilnehmer ermöglichten eine bessere Vertretung
in Urlaubszeiten und übten Tätigkeiten wie reguläre Be-
schäftigte aus (Hohendanner 2011). Der Vergleich von Be-
trieben mit und ohne Arbeitsgelegenheiten weist dann al-
lerdings darauf hin, dass auf der Betriebsebene weder in
Ost- noch in Westdeutschland Substitutionseffekte auftre-
ten. Auch finden sich bei den mittelbar betroffenen Firmen
des IAB-Betriebspanels zumindest keine Hinweise auf Ver-
drängungseffekte bei Betrieben, die keine Maßnahmenteil-
nehmer beschäftigten.

5.3 Beschäftigungszuschuss

Die Leistungen zur Beschäftigungsförderung nach § 16
e SGB II („Beschäftigungszuschuss“, BEZ) wurden zum
1. Oktober 2007 eingeführt, um für besonders arbeitsmarkt-
ferne erwerbsfähige Hilfebedürftige, die langzeitarbeitslos
sind sowie zwei oder mehr weitere Vermittlungshemmnis-
se aufweisen, zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten zu
eröffnen. Falls für die nächsten 24 Monate keine Integrati-
on in den regulären Arbeitsmarkt zu erwarten ist, können

Arbeitsplätze für diesen Personenkreis mit einem Beschäf-
tigungszuschuss in Höhe von bis zu 75 % des gezahlten
tariflichen bzw. ortsüblichen Arbeitsentgelts zzgl. der Ar-
beitgeberbeiträge zu Renten- und Krankenversicherung ge-
fördert werden. Die Förderdauer beträgt zunächst zweimal
zwölf Monate, nach einer erneuten Prüfung der Integrations-
chancen in reguläre Beschäftigung kann die Förderung da-
nach aber unbefristet erbracht werden. Der Förderung vor-
angehen soll ein sorgfältiger Auswahlprozess, u.a. unter-
stützt durch eine mindestens sechsmonatige intensive Ak-
tivierungsphase.

Die Einführung des § 16 e SGB II war mit einem ge-
setzlichen Evaluationsauftrag an das BMAS verbunden, die
Wirkungen des neuen Instruments auf erwerbsfähige Hil-
febedürftige, Betriebe, den Arbeitsmarkt und die öffentli-
chen Haushalte umfassend zu untersuchen. Die Evaluati-
on wurde von einem Konsortium aus Institut für Sozialfor-
schung und Gesellschaftspolitik GmbH (ISG), Rheinisch-
Westfälischem Institut für Wirtschaftsforschung e.V. (RWI)
und Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
durchgeführt und Mitte 2011 abgeschlossen (ISG et al.
2011).

Untersucht wurden mittels Differenz-von-Differenzen-
Ansätzen zunächst Vorkommen und Wirkungen der – der
eigentlichen Förderung vorgeschalteten – Aktivierungspha-
se. Insgesamt findet sich nach einer Anlaufphase eine Ver-
stärkung der Aktivierungsbemühungen für die Zielgruppe in
Form intensivierten Maßnahmeeinsatzes. Allerdings waren
die Aktivierungsbemühungen nur selten erfolgreich: Ver-
mehrte Übertritte der Zielpopulation in ungeförderte Be-
schäftigung wurden infolge der Aktivierungsphase nur für
ostdeutsche Frauen ermittelt. Als Indiz für Integrationsfort-
schritte kann dagegen gewertet werden, dass die Aktivie-
rungsphasen zu einer Steigerung der Integrationen in geför-
derte Beschäftigung führen.

Bei den Analysen der Förderphase finden sich für al-
le betrachteten Eintrittskohorten (Zugänge in die Förderun-
gen 2007 bis 2009) erhebliche und lang anhaltende Lock-
In-Effekte, und zwar über alle soziodemographischen und
erwerbsbiographischen Gruppen hinweg. Die negativen Ef-
fekte hinsichtlich des Übertritts in ungeförderte Beschäfti-
gung bewegen sich dabei in der Größenordnung von knapp 3
bis zu knapp 15 Prozentpunkte und dauern zumeist über den
gesamten Förderzeitraum an. Dies ist als deutlicher Hinweis
auf Fehlallokationen arbeitsmarktnaher Personen in die För-
derung zu werten. Dagegen gelingt es den Geförderten zu-
nächst häufiger als vergleichbaren Nicht-Geförderten, durch
das in der Förderung erzielte Einkommen den Hilfebezug zu
verlassen. Allerdings wird der beobachtete Effekt im Zeit-
verlauf kleiner – vor allem deshalb, weil immer mehr Nicht-
Geförderten Beschäftigungsverhältnisse aufnehmen.

Im Rahmen der Evaluation des Beschäftigungszuschus-
ses wurden erstmals Wirkungen auf die gesellschaftliche
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Teilhabe als eine wichtige Zieldimension quantitativ unter-
sucht. Datenbasis war hier neben den administrativen Da-
ten eine standardisierte Befragung von Geförderten und ver-
gleichbaren Nicht-Geförderten über zwei Wellen. Danach
kann die Aufnahme des BEZ-geförderten Beschäftigungs-
verhältnisses die Teilhabe und ihre Einzeldimensionen posi-
tiv beeinflussen, und zwar über den rein materiellen Effekt
hinaus. Die Wirkungen schwächen sich aber im Zeitverlauf
ab.

Auf der betrieblichen und gesamtwirtschaftlichen Ebe-
ne fanden sich kaum Hinweise auf Mitnahme, Substitution
oder Verdrängung regulärer Beschäftigung. Weiterhin wur-
de gezeigt, dass die positiven Teilhabeeffekte der Förderung
mit erheblichen Kosten erkauft werden, die ausschließlich
vom Bund getragen werden, während die anderen öffentli-
chen Körperschaften z. T. deutliche Einsparungen und Er-
träge erzielen.

6 Fazit und Ausblick

Insgesamt gibt es in Deutschland inzwischen einen breiten
und hochwertigen Fundus an Ergebnissen der Wirkungsfor-
schung, der eine gute Grundlage für politische Entscheidun-
gen zur Weiterentwicklung des Rechtsrahmens der Arbeits-
marktpolitik bereitstellt. Die Evaluationsergebnisse weisen
darauf hin, dass die meisten Maßnahmen die Beschäfti-
gungschancen ganz bestimmter – aber eben nicht aller – Per-
sonengruppen verbessern können. Dies gilt selbst für ABM,
bei denen sich die Teilnahme negativ auf die Integrations-
chancen der meisten Geförderten auswirkt hat. Eine Aus-
nahme stellen die Befunde der St. Gallener Forscher dar, die
nicht nur für ABM, sondern auch für Trainings- und Wei-
terbildungsmaßnahmen keine positiven bzw. sogar negati-
ve Förderwirkungen ermitteln (s. insbesondere Wunsch und
Lechner 2008). Die Mehrzahl der bisherigen Befunde lässt
sich wie folgt zusammenfassen:

• Quasi-marktlich organisierte Vermittlungsdienstleistun-
gen verbessern die Integrationschancen instrumentenspe-
zifisch nur für bestimmte Gruppen.

• Die Förderung der beruflichen Weiterbildung und auch
die ehemaligen nichtbetrieblichen Trainingsmaßnahmen
verbessern die Integrationschancen häufig, die Wirkung
erfolgt jedoch zeitverzögert und ist zum Teil eher schwach.

• Betriebsnahe Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik, wie Eingliederungszuschüsse, Gründungsförderung
oder die ehemaligen betrieblichen Trainingsmaßnahmen
verbessern die Arbeitsmarktchancen der Geförderten. Da-
bei gibt es Hinweise auf Mitnahmeeffekte, deren Höhe
sich jedoch nicht exakt quantifizieren lässt.

• Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen verschlechtern die Inte-
grationschancen der meisten Gruppen eher; Arbeitsgele-
genheiten hingegen verbessern die Integrationschancen

bestimmter Gruppen leicht. Mit dem Beschäftigtenzu-
schuss wurden offenbar zu arbeitsmarktnahe Gruppen ge-
fördert.

• Maßnahmewirkungen unterscheiden sich häufig zwischen
Gruppen von Teilnehmern und zwischen einzelnen För-
dervarianten einer Maßnahme. Verbesserungspotenzial
besteht vor allem bei der Zielgenauigkeit der Teilnehme-
rauswahl.

Die vorliegenden Befunde zeigen allerdings auch deutlich,
dass weiterer Forschungsbedarf besteht: Bestimmte Maß-
nahmen oder Instrumente lassen sich mit Standardverfahren
der Wirkungsforschung kaum auswerten. Bei Maßnahmen
der beruflichen Weiterbildung im Rahmen beruflicher Re-
habilitation ist es allein auf Basis von Prozessdaten kaum
möglich, alle für die Förderung und den Arbeitsmarkterfolg
relevanten Merkmale der Geförderten zu berücksichtigen.
Ähnliches gilt für junge Menschen, bei denen in der Re-
gel zu wenig über ihre in den Prozessdaten erfasste „Vorge-
schichte“ bekannt bzw. bei denen ein zu kurzer Zeitraum des
Erwerbslebens erfasst ist, um zuverlässig „statistische Zwil-
linge“ für einen Vergleich auswählen zu können. Die Infor-
mationslücken lassen sich nur mit großem Aufwand durch
gezielte Erhebungen bei Teilnehmenden und Nichtteilneh-
menden schließen, wobei die individuelle Bereitschaft, an
Umfragen teilzunehmen und die Kapazität der Erhebungs-
institute die Größe des für Auswertungen erreichbaren Da-
tensatzes begrenzen.

Ein noch wenig bearbeitetes Forschungsfeld ist die Or-
ganisation und Durchführung von Maßnahmen. Auffällig ist
die zunehmende Nutzung von Gutscheinlösungen durch den
Gesetzgeber. Die Untersuchungen zum Bildungsgutschein
weisen auf mögliche Selektivitäten beim Einlösungsprozess
hin: Mit der Möglichkeit, sich den Träger einer bestimmten
Bildungsmaßnahme auswählen zu können, wird die Position
der Teilnehmenden zwar grundsätzlich gestärkt. Allerdings
können dies nicht alle gleichermaßen nutzen; insbesonde-
re geringer qualifizierte Personen lösen die erhaltenen Gut-
scheine mit geringerer Wahrscheinlichkeit ein. Nicht ein-
gelöste Gutscheine – insbesondere beim Vermittlungsgut-
schein ein nicht unbekannter Sachverhalt – erhöhen glei-
chermaßen den Aufwand für die Erschließung evaluations-
geeigneter Daten und die Interpretation der Ergebnisse der
Analysen. Auch zu den Anreizeffekten der Vertragsgestal-
tung mit Dritten – z.B. bei Bildungsträgern, bei privaten Ver-
mittlungsdienstleistern oder im Bereich der öffentlich geför-
derten Beschäftigung – gibt es bisher keine Forschungser-
gebnisse.

Oft liegen nur wenige Anhaltspunkte dazu vor, warum
Maßnahmen wirken oder eben nicht; hier stoßen ökono-
metrische Ansätze an die Grenzen ihrer Aussagefähig-
keit. Eine Verbreiterung der Kenntnisse über Kausalitäten
ist ambitioniert und lässt sich nur über eine Erweiterung
der Untersuchungen durch qualitative Analysen gewinnen.
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Insofern erscheint eine systematischere Verknüpfung von
quantitativen Wirkungsstudien mit Implementationsstudi-
en angebracht. Einmal geht es darum, aus den Befunden
der Implementationsuntersuchungen Hypothesen abzulei-
ten, die ökonometrisch getestet werden können. Zum an-
deren können Implementationsanalysen im Rahmen öko-
nometrischer Analysen ermittelte mögliche Kausalzusam-
menhänge qualitativ überprüfen, um nach Formulierung
neuer Erklärungsansätze diese dann einer erneuten Rech-
nung zuzuführen und deren Erklärungsbeitrag zu ermit-
teln.

Weitgehend fehlen bisher systematische Kosten-Nutzen-
Analysen, die die erzielten unmittelbaren und mittelbaren
Wirkungen abschätzen und den Kosten der Maßnahmen ge-
genüberstellen. Solche Kosten-Nutzen-Analysen erfordern
– neben Abschätzungen der Förderwirkung – Informatio-
nen zu den spezifischen Maßnahmenkosten, den Verwal-
tungskosten und den Auswirkungen von Arbeitslosigkeit,
Maßnahmenteilnahme und Beschäftigung auf das Steuer-
und Transfersystem. Auf der Individualebene ist ein zentra-
les Problem, dass die Maßnahmenkosten der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) zurzeit nicht auf Individualebene erfasst
werden, und auch eine individuelle Zuweisung von Verwal-
tungskosten bzw. Gemeinkosten der Arbeitsförderung der-
zeit noch nicht möglich ist.

In der aktiven Arbeitsmarktpolitik gibt es schließlich eine
ausgeprägte Dynamik: Die Instrumente, die Vermittlungs-
prozesse, die institutionellen Rahmenbedingungen, aber
auch Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage verändern sich
im Zeitablauf. Daraus resultiert eine eingeschränkte Über-
tragbarkeit früherer Studien zu Wirkungen und Effizienz des
Instrumenteneinsatzes. Das Design der Maßnahmen, Teil-
nehmerzahlen und Teilnehmerstrukturen haben sich im zeit-
lichen Verlauf geändert; auch die Instrumente selbst wurden
zum Teil weiterentwickelt. Es ist zu erwarten, dass sich da-
her auch die Wirkungen auf die Teilnehmenden geändert
haben.

Die zunehmende Flexibilisierung der Arbeitsförderung
und die erweiterten Handlungsspielräume für die Fach-
kräfte vor Ort machen die Evaluationsforschung dabei
aufwändiger. Zum einen sind die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler gefordert, deutlich mehr Informatio-
nen vor Ort zu erheben, um die Vielfältigkeit der prak-
tischen Umsetzung abzubilden. Andererseits müssen die
Fachkräfte ihre Aktivitäten und den Maßnahmeneinsatz
umfangreicher als zuvor dokumentieren. Auch die Orga-
nisationsreform im Bereich der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende wird zur Stärkung der dezentralen Entschei-
dungskompetenzen führen und damit die Vielfältigkeit der
in der Praxis vorzufindenden Ausprägungen bei der Aus-
gestaltung arbeitsmarktpolitischer Handlungsansätze erhö-
hen.

Kurzfassung

Der vorliegende Beitrag basiert auf dem „Sachstandsbericht
der Evaluation der Instrumente“, den das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (BMAS) Anfang 2011 veröffent-
lichte. Er stellt die Arbeitsmarktinstrumente des SGB III und
II umfassend auf den Prüfstand und gibt einen kompakten
Überblick über Evaluationsergebnisse zu zentralen Instru-
menten der deutschen aktiven Arbeitsmarktpolitik. Die Be-
funde bildeten eine der Grundlagen für den Gesetzgebungs-
prozess zur Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente
im Jahr 2011, dem der Gesetzentwurf der Bundesregierung
für ein Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen
am Arbeitsmarkt (Deutscher Bundestag 2011) zugrunde lag.

Kerninhalt der vorgestellten Wirkungsanalysen ist die Er-
mittlung der Wirkungen eines spezifischen Instrumentenein-
satzes für den Durchschnitt der Geförderten oder bestimm-
te Personengruppen in einem bestimmten Zeitraum. Um die
Wirkung ausgewählter Arbeitsmarktinstrumente zu ermit-
teln, erfolgt regelmäßig ein Vergleich der Geförderten mit
ähnlichen Arbeitslosen, die im untersuchten Eintrittszeit-
raum nicht in eine Förderung eingetreten sind. Die nachträg-
liche Auswahl einer adäquaten Vergleichsgruppe geschieht
vor allem über statistische Matching-Methoden, mit deren
Hilfe sogenannte „statistische Zwillinge“ der Teilnehmer
bestimmt werden. Datengrundlage sind vor allem adminis-
trative Datensätze der Statistik der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) bzw. der Grundsicherungsstellen, die das Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zu For-
schungsdaten aufbereitet. Die dargestellten Studien unter-
suchten unterschiedliche Beobachtungszeiträume, überwie-
gend ab dem Jahr 2000. Sie befassten sich mit Wirkungen
der Maßnahmenteilnahme auf die Integration der Geförder-
ten in ungeförderte versicherungspflichtige Beschäftigung
und auf weitere Zielgrößen, wie beispielsweise die Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit.

Die zentralen Folgerungen lassen sich wie folgt zusam-
menfassen:

• Quasi-marktlich organisierte Vermittlungsdienstleistun-
gen verbessern die Chancen der Geförderten auf eine
Integration in den Arbeitsmarkt nicht generell, sondern
instrumentenspezifisch nur für bestimmte Gruppen von
Arbeitsuchenden.

• Die Förderung der beruflichen Weiterbildung und auch
die ehemaligen nicht-betrieblichen Trainingsmaßnahmen
leisten einen Beitrag zur Eingliederung der Geförderten
in den Arbeitsmarkt. Dabei sind die Wirkungen teils nicht
sehr stark ausgeprägt und treten vor allem bei der Förde-
rung der beruflichen Weiterbildung mit Zeitverzögerung
auf.

• Betriebsnahe Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik, die auf die direkte Eingliederung in den ersten Ar-
beitsmarkt setzen, wie Eingliederungszuschüsse, Grün-
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dungsförderung oder die ehemaligen betrieblichen Trai-
ningsmaßnahmen, gehören zu den Instrumenten, die die
Chancen der Teilnehmenden auf eine Integration in Er-
werbsarbeit auch nach Ablauf der Förderung erhöhen –
und das teilweise beträchtlich. Allerdings besteht bei ih-
nen ein Mitnahme- und Substitutionsrisiko.

• Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen schaden der Tendenz
nach eher den Integrationschancen der Geförderten. Es
gibt nur ganz wenige – in der Regel arbeitsmarktferne
– Teilnehmergruppen, auf die dies nicht zutrifft. Für die
neuen, im Jahre 2005 eingeführten Arbeitsgelegenheiten
hingegen sind die Evaluationsergebnisse verhalten positiv
im Fall einer Förderung durch die Mehraufwandsvariante
und deutlich stärker bei Förderungen durch die Entgelt-
variante. Beim Beschäftigungszuschuss weisen aktuelle
Ergebnisse darauf hin, dass offenbar zu arbeitsmarktnahe
Gruppen gefördert wurden.

• Maßnahmewirkungen unterscheiden sich häufig zwischen
Gruppen von Teilnehmern, aber auch zwischen einzelnen
Fördervarianten ein und derselben Maßnahme.

• Verbesserungspotenzial besteht vor allem bei der Zielge-
nauigkeit der Teilnehmerauswahl.

Die vorliegenden Befunde zeigen allerdings auch deutlich,
dass weiterer Forschungsbedarf besteht. Erstens sind be-
stimmte Instrumente noch wenig erforscht; dies gilt etwa für
Maßnahmen zur Rehabilitation und für junge Menschen un-
ter 25 Jahren (Jugendliche). Dasselbe gilt zweitens für die
Wirkungen der spezifischen – häufig regional unterschiedli-
chen – Ausgestaltung und Durchführung bestimmter Dienst-
leistungen und Maßnahmen. Forschungsbedarf besteht drit-
tens hinsichtlich der Ursachen von Wirkungen. Viertens lie-
gen bisher noch vergleichsweise wenige Kosten-Nutzen-
Analysen der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen vor. Fünf-
tens ändern sich die Rahmenbedingungen des Maßnahmen-
einsatzes im Zeitablauf; auch diesem muss die Evaluation
Rechnung tragen.

Damit besteht eine wesentliche Folgerung darin, die Eva-
luation der aktiven Arbeitsförderung weiter zu verstetigen.
Besondere Herausforderungen ergeben sich durch die zu-
nehmenden Flexibilitätsspielräume und die dezentrale Aus-
gestaltungsvielfalt in der Arbeitsförderung.

Executive summary

This article is based on the content of a report on results
of German labor market policy evaluation research that was
published by the Federal Ministry of Labor and Social Af-
fairs at the start of the year 2011. The report and this paper
provide a comprehensive and compact discussion of major
results of the evaluation studies. When preparing a draft law
on labor market policy reform in the year 2011 (“Gesetz zur
Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt”

– Deutscher Bundestag 2011) legislators regarded these re-
sults as one important piece of information for designing the
reform.

We focus on studies that estimated causal effects of par-
ticipating in major active labor programs on participants’ la-
bor market outcomes including studies that were concerned
with the impact on different socio-demographic groups of
participants. These studies analysed mainly administrative
micro data of the Statistics Department of the Federal Em-
ployment Agency that the Institute for Employment Re-
search prepares for research purposes. The research studied
(large) samples of participants of specific programs and non-
participants. Since the bulk of the studies could not rely on
policy experiments, causal effects were estimated by meth-
ods of propensity score matching in order to control for se-
lection on observables. The vast majority of the studies dis-
cussed in this article analysed different observation periods
after the beginning of the year 2000. Nearly all of them were
concerned with the impact of program participation on the
probability to work in unsubsidised contributory jobs. How-
ever, they also regarded other outcomes like the probability
of being registered as unemployment.

The main lessons learnt from this area of research are the
following:

• Placement services of private providers do not generally
improve the participants’ chances of working in regular
jobs. The results vary by type of instrument and over dif-
ferent socio-demographic groups of participants.

• Further vocational training and short classroom training
contribute to improving the employment prospects of par-
ticipants. Yet, the effects are sometimes small and for fur-
ther vocational training participants they tend to emerge
only quite some time after competing their training.

• The studies found that hiring subsidies for employers,
subsidizing start-ups out of unemployment and short in-
firm training after competing the treatment imply quite
large impacts’ on the probability of the treated to work in
unsubsidised employment. Yet, these firm-related policy
instruments may lead to considerable deadweight loss and
substitution effects.

• Traditional job creation schemes that focus on public and
non-profit sector employment actually harm the prospects
of participants to find regular employment. Yet there are
(in particular hard-to-place) groups of participants, for
which this type of treatment is beneficial. For the work
opportunity scheme that was introduced in January 2005
and that is restricted to relatively-hard-to-place welfare
recipients positive employment effects are found. They
are moderate when participation is implemented as work-
fare, but considerable when participants work in sub-
sidised contributory jobs. Another more recently intro-
duced program “the employment subsidy” rather leads
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to considerable lock-in-effects, which might reflect some
creaming.

• The estimated effects of a specific program often vary
considerably over different participant groups. Moreover,
for specific schemes and related types of programs, they
also vary with the design of the policy.

• By targeting the different policies better towards suitable
participant groups that benefit from the specific treatment,
the effectiveness of the policies can still be substantially
raised.

Even though there is a large evaluation literature on German
active labor market policy, research is far from complete.
First of all, there is little research on some policies. This ap-
plies for example to rehabilitation schemes and specific pro-
grams for jobless people aged younger than 25 years. Sec-
ond, the evaluation literature did not yet address sufficiently
the role of design features and aspects of implementing the
policies. Third, there is still inadequate knowledge about the
mechanisms that explain the variation of the effects. Fourth,
only a few studies have carried out cost-benefit analyses.
Fifth, the institutional and economic conditions for operat-
ing the programs continue to change over time. This has to
be addressed in additional evaluation studies.

A key conclusion is to continue with research on active
labor market policies. A trend towards an increased flexibil-
ity and decentralised implementation of the policies will be
one challenge for future evaluation studies.
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